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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

In welche Richtung diese Revision zielen soll, machte der Nationalrat mit der
Überweisung einer Reihe von parlamentarischen Vorstössen, namentlich aus den
Reihen der SVP und der CVP, klar. So stimmte er zwei Motionen von Rickli (svp, ZH) zu,
welche eine Abschaffung des teilbedingten Strafvollzugs für Freiheitsstrafen von über
zwei Jahren (09.3428) resp. eine Verlängerung der Widerrufsfrist bei bedingten
Strafen (09.3427) von drei auf fünf Jahre fordern. Er überwies auch eine Motion
Häberli-Koller (cvp, TG) für die Abschaffung der bedingten Geldstrafen (09.3444) und
eine Motion (09.3450) Amherd (cvp, VS) für die Wiedereinführung von unbedingten
Haftstrafen von unter 24 Monaten . Die Abschaffung der bedingten Geldstrafen wurde
auch von diversen Kantonsregierungen gefordert. Der Ständerat  beschloss auf Antrag
seiner Rechtskommission, dass diese Motionen nicht als verbindlichen Auftrag an den
Bundesrat überwiesen werden sollen, sondern als Prüfungsaufträge. Damit soll
verhindert werden, dass voreilig einige Detailkorrekturen am Strafensystem
vorgenommen werden, die zu neuen Problemen führen könnten. 1

MOTION
DATUM: 10.12.2009
HANS HIRTER

Für Kontroversen sorgte der Protest des Walliser Hanfbauern Bernard Rappaz, der mit
einem rund hunderttägigen Hungerstreik einen Unterbruch seines Strafvollzugs
erzwingen wollte. Die Frage, ob ein bewusstloser sich im Hungerstreik befindender
Häftling zwangsernährt werden dürfe, beschäftigte Ethik- und Rechtsexperten, aber
auch die Konferenz der kantonalen Justiz- und Polizeidirektoren (KKJPD). Auch der
Entscheid von Regierungsrätin Kalbermatten (VS, sp), die Haftstrafe aufgrund der
Weigerung der Ärzte im Berner Inselspital, Rappaz unter Zwangsernährung zu stellen, in
einen Hausarrest umzuwandeln, warf hohe Wellen. Das Bundesgericht wies Rappaz‘
Gesuch auf Haftunterbruch am 26. August 2010 schliesslich zurück und leitete aus der
polizeilichen Generalklausel eine Billigung der Zwangsernährung als letztes legitimes
Mittel zum Schutz von Leib und Leben ab. In der Urteilsbegründung wandte sich das
Gericht auch gegen ethische Bedenken von Ärzten. Mehrere Bundesrichter forderten
das Parlament daraufhin auf, eine einheitliche gesetzliche Grundlage für den Umgang
mit Zwangsernährung zu schaffen. Nachdem Rappaz wieder in Haft genommen wurde,
trat er erneut in den Hungerstreik. Im November weigerten sich die Ärzte des Genfer
Unispitals jedoch, eine Zwangsernährung einzuleiten. Der Walliser Grosse Rat lehnte ein
Gnadengesuch Rappaz‘ ab und das Bundesgericht verweigerte ein drittes Mal einen
Antrag auf Haftunterbuch. Der Europäische Menschenrechtsgerichtshof (EGMR), der
den Fall auf Antrag des Hanfbauern untersuchen will, forderte ein Ende des
Hungerstreiks. Dieser Forderung kam der Walliser am 24. Dezember 2010 nach. Gleich
zwei CVP-Bundesparlamentarier aus dem Kanton Wallis reagierten im Berichtsjahr auf
den Vorfall. Roberto Schmidt reichte eine Motion ein und Viola Amherd verfasste eine
parlamentarische Initiative. Beide Vorstösse fordern eine einheitliche Regelung im
Umgang mit Zwangsernährung. 2

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 24.12.2010
MARC BÜHLMANN

Die Flucht von Jean-Louis B. 2011 warf Fragen auf über die Qualität des Strafvollzugs in
den Kantonen. Ein überwiesenes Postulat Amherd (cvp, VS) beauftragte nun den
Bundesrat mit der Ausarbeitung eines Berichtes über den Stand des Straf- und
Massnahmenvollzuges in der Schweiz. Auch die Kantone ergriffen Massnahmen, um
künftig Missverständnisse im Strafvollzug zu verhindern. Dazu verabschiedete die
Konferenz der kantonalen Justiz- und Polizeidirektoren (KKJPD) am 29. März ein
fünfseitiges Merkblatt, das die drei regionalen Strafvollzugskonkordate präzisiert und
damit Ausgangs- und Urlaubsregeln für Strafgefangene vereinheitlichen soll. 3

POSTULAT
DATUM: 16.03.2012
NADJA ACKERMANN
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Vor dem Hintergrund der beiden Mordfälle überwies der Nationalrat zwei Motionen an
die kleine Kammer. Zum einen handelte es sich um eine Motion Rickli (svp, ZH; Mo.
11.3767), die Hafturlaube und Ausgänge für Verwahrte künftig ausschliessen wollte. Zum
anderen forderte eine Motion Amherd (cvp, VS; Mo. 11.3911), dass gefährliche Straftäter
– und nicht nur Wiederholungstäter – immer in Untersuchungshaft bleiben müssen. 4

MOTION
DATUM: 23.09.2013
NADJA ACKERMANN

Um seinem Wunsch nach verstärktem Opferschutz Nachdruck zu verleihen, überwies
der Nationalrat zwei ähnlich gelagerte Motionen an den Ständerat. Zum einen handelte
es sich um eine Motion Amherd (cvp, VS) (11.3911), die dasselbe forderte wie die Motion
der FDP-Fraktion. Zum anderen wollte eine Motion Tschümperlin (sp, SZ) (11.3945), dass
den Opfern von Straftaten eine Beschwerdemöglichkeit gegen Haftrichterentscheide
eingeräumt wird, wenn Wiederholungs- und Ausführungsgefahr Gründe für die
Untersuchungshaft sind. Der Bundesrat sah keine Notwendigkeit für die beiden
Anliegen, weil zum einen laut Rechtsprechung des Bundesgerichts eine
Untersuchungshaft auch ohne Vorliegen früherer Straftaten möglich sei und zum
anderen die genannte Motion der FDP das Problem bereits abdecke. 5

MOTION
DATUM: 23.09.2013
NADJA ACKERMANN

Der Ständerat beauftragte den Bundesrat in Überweisung einer Motion Amherd (cvp, VS)
mit der Ergänzung der neuen Strafprozessordnung, nach der gefährliche Straftäter bei
Wiederholungsgefahr immer in Untersuchungshaft bleiben sollten. Während der
aktuelle Gesetzeswortlaut dafür verlangt, dass bereits früher eine ähnliche Tat verübt
wurde, erfüllt die gefestigte Rechtsprechungspraxis des Bundesgerichts jedoch bereits
das Anliegen der Motion. Diese Diskrepanz zwischen dem Wortlaut des Gesetzes und
der Rechtsprechung soll behoben werden. Die Kommissionen waren zuvor mit dem
Bundesrat einig gegangen, dass eine Revision der jungen Strafprozessordnung erst
2016, fünf Jahre nach dem Inkrafttreten, in Angriff genommen werden sollte. 6

MOTION
DATUM: 19.03.2014
NADJA ACKERMANN

Auch 2014 prägte die Debatte über den Umgang mit Straftätern die Medien. Dabei
bildeten sich jeweils zwei oppositionelle Lager: Die Befürworter härterer
Strafmassnahmen bezeichneten das aktuelle Strafrecht als "Kuscheljustiz" und wurden
dafür von ihren Gegnern als „Wutbürger“ bezeichnet. Letztere hielten fest, es brauche
für ein funktionierendes Rechtssystem keinen Rückschritt in das Fehdewesen und in
die Lynchjustiz, vielmehr müssten die ausgesprochenen Strafen verhältnismässig sein,
aber auch den Wunsch nach Bestrafung erfüllen. Tragische Vorfälle in den vergangenen
Jahren hatten das Sicherheitsbedürfnis der Schweizer Bevölkerung erhöht. Insgesamt
wurden häufig längere Freiheitsstrafen verhängt. Da gleichzeitig die Bereitschaft zur
vorzeitigen Entlassung sank, überstieg der Bedarf an Gefängnisplätzen 2013 erstmals die
Kapazität. Besonders prekär war die Situation in der Westschweiz, wo die Auslastung
über 113% betrug. 
Die komplexer werdenden Herausforderungen im Straf- und Massnahmenvollzug
erfordere eine verstärkte Zusammenarbeit der Kantone. Zu diesem Schluss gelangte ein
Bericht, den der Bundesrat in Beantwortung eines Postulats Amherd (cvp, VS) erstellt
hatte. Da jedoch keine Lücken in der bestehenden Gesetzeslage entdeckt wurden, sah
der Bundesrat von der Schaffung eines Bundesgesetzes über den Straf- und
Massnahmenvollzug ab. Vielmehr wäre eine verstärkte interdisziplinäre und
interkantonale Zusammenarbeit notwendig. Diese sei besonders im Umgang mit
Risikostraftätern wichtig, da dieser einen Professionalisierungsschub benötigte. Einen
ersten Schritt in die vorgeschlagene Richtung stellte die im Herbst 2013 von der KKJPD
beschlossene Schaffung eines Kompetenzzentrums Justizvollzug dar. 7

BERICHT
DATUM: 16.07.2014
NADJA ACKERMANN

Nachdem der Bericht in Erfüllung eines Postulates Amherd (cvp, VS; Po. 11.4072)
aufgezeigt hatte, dass zwischen den Kantonen erhebliche Unterschiede in der
Ausführung des Strafvollzugs bestehen, reichte die RK-NR Anfang 2016 eine Motion zur
Vereinheitlichung der Bestimmungen zum Strafvollzug bei gefährlichen Tätern ein.
Obschon im Rahmen der KKJPD Harmonisierungsschritte in diesem Bereich im Gang
sind, war die Kommission der Ansicht, dass gewisse Defizite auf das fehlende
Bundesgesetz zurückzuführen seien. Der Bundesrat beantragte hingegen die Ablehnung
der Motion, da der Strafvollzug im Verantwortungsbereich der Kantone liege; der Bund
solle nicht eingreifen und die Regelung der KKJPD überlassen. Die grosse Mehrheit im
Nationalrat teilte diese Ansicht jedoch nicht und nahm den Vorstoss im März mit 156 zu
3 Stimmen bei einer Enthaltung an. 8

MOTION
DATUM: 03.03.2016
KARIN FRICK
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Datenschutz und Statistik

Ebenfalls mit sozialen Netzwerken beschäftigte sich ein Postulat Amherd (cvp, VS),
welches die Regierung beauftragt, zu prüfen, wie Kinder vor den schädlichen
Auswirkungen von Social Media geschützt werden können. Die Regierung teilte mit, dass
sie das Anliegen bereits im aus der Erfüllung des Postulats Amherd „Rechtliche Basis für
Social Media“ stammenden Bericht sowie mit dem Nationalen Programm
"Jugendmedienschutz und Medienkompetenz" Rechnung trägt. Der Nationalrat
überwies das Postulat in der Wintersession ohne Diskussion. 9

POSTULAT
DATUM: 14.12.2012
NADJA ACKERMANN

Kriminalität

Der Nationalrat stimmte in der Wintersession der Motion Amherd (cvp, VS) zu. Mit
diesem Vorstoss wird der Bundesrat aufgefordert, virtuellen Kindsmissbrauch und die
Anbahnung eines eindeutigen sexuellen Dialogs zwischen einem Kind und einer
erwachsenen Person unter Strafe zu stellen. 10

MOTION
DATUM: 19.12.2007
ANDREA MOSIMANN

Der Ständerat stimmte einer Motion Amherd (cvp, VS) zu, in der die Einführung eines
neuen Straftatbestands für virtuellen Kindesmissbrauch und für die Anbahnung eines
eindeutig sexuellen Dialogs zwischen einem Kind und einer erwachsenen Person im
Internet (sogenanntes „Grooming“) gefordert wird. Der Nationalrat hatte diese Motion
bereits 2007 angenommen. 11

MOTION
DATUM: 23.09.2009
SABINE HOHL

Eine Motion Amherd (cvp, VS) fordert die Unterzeichnung des Übereinkommens des
Europarates zum Schutz vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch sowie
die notwendigen gesetzgeberischen Massnahmen zu treffen, damit die
Inanspruchnahme der Prostitution von Minderjährigen unter Strafe gestellt wird. Die
Motion wurde nach der Zustimmung beider Kammern an den Bundesrat überwiesen.
Mit der Annahme der Motion wurde dem Anliegen der Standesinitiativen aus Wallis
(10.320) und Genf (10.311) entsprochen, weshalb den beiden keine Folge gegeben
wurde. Das EJPD gab infolge die Genehmigung und den Vorentwurf der Umsetzung des
Übereinkommens bis Ende November in die Vernehmlassung. Der Vorentwurf sieht vor,
dass künftig die Indienstnahme von sexuellen Diensten von unter 18-jährigen aber über
16-jährigen unter Strafe gestellt wird. Der Minderjährige bleibt hingegen straflos. Auch
am Alter der sexuellen Mündigkeit von 16 Jahren wird nichts geändert. 12

MOTION
DATUM: 07.06.2011
NADJA ACKERMANN

Das Parlament überwies eine Motion Amherd (cvp, VS), die den Bundesrat beauftragt, an
der im Januar 2012 tagenden, intergouvernementalen Expertengruppe der UNO zu
Cyber Crime die Bekämpfung des virtuellen Kindesmissbrauchs zu thematisieren. 13

MOTION
DATUM: 20.09.2011
NADJA ACKERMANN

Das Verbot der Prostitution von Minderjährigen blieb auch nach der im Vorjahr
überwiesenen Motion Amherd (cvp, VS), welche die Unterzeichnung der
Lanzarotekonvention und die Strafbarkeit der Inanspruchnahme der Prostitution von
Minderjährigen forderte, ein Thema. Dieselben Forderungen wie die Motion Amherd
hatten zwei gleichlautende, parlamentarische Initiativen Galladé (sp, ZH) (10.435) und
Barthassat (cvp, GE) (10.439). Nachdem sie beide vom Nationalrat angenommen wurden,
lehnte sie der Ständerat mit dem Argument ab, dass sich das Parlament nicht parallel zu
den laufenden Arbeiten des Bundesrates mit dem Thema beschäftigen solle. Mit
demselben Argument hielt er auch an seinem Entschluss fest, den beiden
Standesinitiativen Wallis (10.320) und Genf (10.311) zu diesem Problem keine Folge zu
geben. 14

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.09.2012
NADJA ACKERMANN

Während der Nationalrat in der Sommersession 2016 einer Motion Amherd (cvp, VS), die
Sexting bekämpfen wollte, noch mehrheitlich zugestimmt hatte, scheiterte der
Vorstoss im Dezember desselben Jahres im Ständerat. Ein eigener Straftatbestand für
Sexting sei nicht notwendig, so die Begründung. Seien die Bilder pornografischen
Inhalts oder deren Weiterverbreitung mit Drohung oder Nötigung verbunden, biete das
geltende Strafrecht ausreichenden Schutz. Zusätzlich stelle jede Weiterverbreitung
intimer Bilder ohne Einwilligung der dargestellten Person eine

MOTION
DATUM: 14.12.2016
KARIN FRICK
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Persönlichkeitsverletzung dar, die auf dem Weg der Zivilklage angefochten werden
kann. 15

Die Rechtskommissionen beider Räte gaben in der zweiten Jahreshälfte 2019 einer
parlamentarischen Initiative Amherd (cvp, VS) Folge, um Cybergrooming, d.h. die
sexuelle Belästigung von Minderjährigen im Internet, unter Strafe zu stellen. Die aktuelle
Rechtslage sei nicht ausreichend, um das Grooming effektiv zu bekämpfen, konstatierte
die Initiantin. Sie liess jedoch offen, ob ein spezifischer Tatbestand für Cybergrooming
geschaffen oder bestehende Tatbestände ergänzt werden sollten. In jedem Fall forderte
sie die Ausgestaltung des Tatbestands als Offizialdelikt, um die Minderjährigen
bestmöglich zu schützen. 16

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.10.2019
KARIN FRICK

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Rund eine Woche vor den Regierungswahlen begannen die Fraktionen mit den Hearings
der drei SVP-Kandidaten. Lediglich die Grünen verzichteten auf die Anhörungen, weil
sie die Wahl eines Vertreters der Volkspartei grundsätzlich ablehnten, da die SVP die
Europäische Menschenrechtskonvention kündigen wolle – eine Anspielung auf die
geplante Selbstbestimmungsinitiative der SVP. Die GP setzte nach wie vor auf einen
Sprengkandidaten aus der Mitte und gab bekannt, zumindest im ersten Wahlgang keinen
der SVP-Kandidierenden wählen zu wollen. Die SP entschied sich erst in letzter Minute,
die Kandidaten einen Tag vor den Wahlen doch noch zu Bewerbungsgesprächen
einzuladen. Die Genossen gaben im Anschluss bekannt, dass Norman Gobbi (TI, lega) für
sie nicht wählbar sei. Die restlichen Fraktionen wollten sich nach den Anhörungen zwar
nicht festlegen, gaben aber zu Protokoll, einen der drei offiziellen Kandidaten wählen zu
wollen. Ein Sprengkandidat war nicht in Sicht – auch wenn Heinz Brand (svp, GR) erst
nach einigem Hin und Her und viel Pressewirbel dementierte, eine Wahl annehmen zu
wollen, und sich auch Thomas Hurter (svp, SH) noch einmal ins Gespräch brachte, weil
er keine Stellung nehmen wollte zur Idee, bei einer allfälligen Wahl und Ausschluss
durch die SVP bei der FDP Unterschlupf zu finden. Alle weiteren, in den Medien
kolportierten, möglichen Überraschungskandidaten gaben aber jeweils kurz nach der
Medienmeldung an, nicht zur Verfügung zu stehen. Zudem signalisierten die
Mitteparteien im Verlaufe dieser Geplänkel immer deutlicher, für Spiele nicht zur
Verfügung zu stehen. Aufgrund dieser Ausgangslage sahen die meisten Medien am Tag
vor der Bundesratswahl Guy Parmelin (svp, VD) im Vorteil, da er von SP und GP wohl
eher unterstützt würde als Norman Gobbi (TI, lega) und Thomas Aeschi (svp, ZG). 
Dass der Anspruch der SVP auf einen zweiten Bundesratssitz allgemein akzeptiert und
die Lust auf Experimente im Parlament in der Tat sehr gering war, zeigte sich am
Wahltag auch in den Voten der einzelnen Fraktionen. Mit Ausnahme der SP und der GP
sprachen sich alle Parteien für ein Ende der bisher nicht adäquaten mathematischen
Konkordanz aus. Obwohl alle Parteien freilich auch die Ausschlussklausel der SVP
kritisierten, die einer Regierungspartei nicht würdig sei, liessen sie den Worten bei der
Ersatzwahl von Eveline Widmer-Schlumpf (bdp) Taten folgen. Zwar erhielten im ersten
Wahlgang auch Thomas Hurter (svp, SH) und Viola Amherd (cvp, VS) 22 bzw. 16 Stimmen,
auf den insgesamt 245 ausgeteilten Wahlzetteln fanden sich aber vorwiegend die drei
SVP-Kandidierenden, wobei sich Guy Parmelin mit 90 Stimmen vor Thomas Aeschi (61
Stimmen) und Norman Gobbi (50 Stimmen) schon leicht absetzen konnte. Mit den vier
Stimmen an Verschiedene und den zwei leeren Wahlzetteln hatten sich damit 44
Parlamentarier nicht am offiziellen Dreierticket orientiert – zu wenig für einen Coup. Im
zweiten Wahlgang verpasste Parmelin das absolute Mehr nur knapp. Er erhielt 117 von
120 nötigen Stimmen; Aeschi wurde von 78 Mitgliedern der Vereinigten
Bundesversammlung favorisiert und Gobbi erhielt lediglich noch 30 Voten. Auf
Verschiedene entfielen 14 Stimmen und fünf der 244 ausgeteilten Wahlzettel waren
leer. Im dritten Wahlgang – für viele überraschend schnell – konnte Guy Parmelin dann
genügend Unterstützerinnen und Unterstützer hinter sich scharen. Mit 138 Stimmen
wurde der Waadtländer erster französischsprachiger SVP-Bundesrat der Geschichte.
Die 88 Stimmen für Aeschi hätten auch zusammen mit den elf noch auf Gobbi
entfallenden Stimmen nicht für einen anderen Wahlausgang gereicht. Im dritten
Wahlgang, in dem nur noch 243 Wahlzettel ausgeteilt wurden, waren noch deren sechs
leer. Guy Parmelin erklärte die Annahme der Wahl und verwies in seiner kurzen Rede
auf die Bedeutung und Symbolkraft seiner Wahl für die Westschweiz. Freilich werde er
im Rahmen seiner Regierungstätigkeit auch die Ost- und Zentralschweiz, die diesmal
leer ausgegangen seien, nicht vergessen. 
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Ob der mit Spannung erwarteten Ersatzwahl gingen die vorausgehenden
Bestätigungswahlen der bisherigen sechs Regierungsmitglieder fast ein wenig unter.
Zwar divergierten die Stimmen, welche die einzelnen Magistratinnen und Magistraten
erhielten recht stark – insbesondere Ueli Maurer (svp) und Simonetta Sommaruga (sp)
wurden wohl jeweils vom gegnerischen Lager abgestraft – aber insgesamt zeigte sich
auch bei den Bestätigungswahlen, dass das Parlament in der Mehrheit ein Zurück zur
Normalität anstrebte. Doris Leuthard (cvp) wurde mit 215 von 245 Stimmen erneut
gewählt (Verschiedene: 19; leer: acht; ungültig: drei), Ueli Maurer (svp) erhielt 173 von
245 Stimmen (Thomas Hurter (svp, SH): zehn Stimmen, Verschiedene: 27; leer: 32;
ungültig: drei), Didier Burkhalter (fdp) wurde mit 217 von 244 Wahlzetteln bestätigt
(Verschiedene: 14; leer: 13; ungültig: Null), der Name Simonetta Sommaruga (sp) stand
auf 182 von 245 ausgeteilten Wahlzetteln (Daniel Jositsch (sp, ZH): elf Stimmen;
Verschiedene: 28; leer: 19; ungültig: fünf), Johann Schneider-Ammann machte 191 von
244 Stimmen (Verschiedene: 28; leer: 23; ungültig: zwei) und überraschend deutlich
bestätigt wurde auch Alain Berset mit 210 von 244 möglichen Voten (Verschiedene: 23;
leer: acht; ungültig: zwei). Alle sechs hatten damit mehr Stimmen als noch vor vier
Jahren erhalten. 
Die Reaktionen in den Medien waren geteilt. Auf der einen Seite wurde hervorgehoben,
dass Parmelin als Nationalrat kaum aufgefallen sei, über keinerlei Führungserfahrung
verfüge und auch nicht besonders sprachgewandt sei – wenig spektakulär wie der
Chasselas, den er anbaue, so etwa die BaZ. Sein einziger Ausweis sei es, der SVP
anzugehören. Es sei aber nachvollziehbar, dass das Parlament die parteipolitische
Zusammensetzung der Regierung höher gewichtet habe als personelle Fragen. Zudem
müsse man Parmelin eine Chance geben, im Amt zu wachsen. Weil er keine hohe
Erwartungen wecke, könne er eigentlich nur positiv überraschen. Für viele, vor allem für
Mitte-links sei er wohl auch das kleinere Übel gewesen. Parmelin sei ein SVP-Mitglied
der alten Schule und sei wohl als leichter formbar vermutet worden als Thomas Aeschi,
der als Blocher-Zögling gelte und die neue SVP-Linie vertrete. In der Westschweizer
Presse wurde zudem hervorgehoben, dass sich Parmelin stets moderat und
kompromissbereit gezeigt habe – eine nicht zu unterschätzende Fähigkeit im
Regierungskollegium. Die Wahl Parmelins sei aber auch ein Zeichen dafür, dass das
Parlament angesichts der Erfolge und der immer neuen Forderungen der SVP resigniere
– so der Blick. Einig war man sich in der Presse, dass die SVP jetzt in der Verantwortung
stehe. Sie müsse wieder in den Kompromiss-Modus zurückfinden – so die NZZ. In den
Kommentarspalten wurde zudem darauf hingewiesen, dass die Volkspartei mit ihrem
zweiten Regierungssitz nun auch definitiv in der Westschweiz verankert sei –
männiglich prognostizierte gar einen weiteren Schub der SVP im französischsprachigen
Landesteil. 
Die Reaktionen der Parteien waren unterschiedlich. Die SVP feierte ihren neuen
Bundesrat mit auffallender Zurückhaltung. Zwar wiesen die Parteispitzen darauf hin,
dass man die Westschweiz jetzt noch besser vertreten könne; verschiedene Stimmen
machten aber keinen Hehl daraus, dass Parmelin nicht der Wunschkandidat gewesen
sei. Die Aufforderung, jetzt mehr Kompromissbereitschaft zu zeigen, prallte an der SVP
ab. Man mache weiter eine SVP-Politik und erwarte vielmehr von der FDP, dass sich im
Bundesrat jetzt eine bürgerliche Politik durchsetze. Als Siegerinnen sahen sich die SP-
und die CVP-Spitzen. In der französischsprachigen Presse wurde kolportiert, dass Guy
Parmelin ohne die von Christoph Darbellay (cvp, VS) und Christian Levrat (sp, FR) im
Nationalratswahlkampf aufgestellte Forderung an die SVP, einen Westschweizer
Kandidaten zu präsentieren, vielleicht jetzt gar nicht Bundesrat wäre. Prompt wurden
die beiden Parteipräsidenten als Königsmacher gefeiert. In der FDP und der CVP
machte man sich Gedanken über die nächsten Bundesratswahlen. Klar war, dass mit der
Übervertretung der Romandie die Chancen für französischsprachige "Papabili" stark
gesunken waren. Potenzielle Ostschweizer und Tessiner-Kandidaten konnten sich
hingegen freuen. 17

Die Zusammensetzung des Bundesrates ist immer wieder Gegenstand von Debatten.
Sei es die regionale, die sprachliche oder eine gendergerechtere Vertretung – die
Diskussionen drehen sich in der Regel um die deskriptive Repräsentation des
Exekutivgremiums und weniger um die substanzielle, also die Frage, ob das Kollegium
inhaltlich die Interessen der Bevölkerung zu vertreten im Stande ist. 
Besonders virulent und medial begleitet werden diese Debatten jeweils bei
anstehenden Bundesratswahlen. Bei der Wahl von Guy Parmelin 2015 machte sich etwa
Unmut in der Ostschweiz breit, da die sieben Kantone der Ostschweiz (SG, TG, GR, SH,
GL, AR, AI), und damit rund 1.1 Mio. Einwohner, zum zweiten Mal seit 1848 nicht in der
Bundesregierung vertreten sind, wohingegen die Romandie mit etwa der Hälfte an
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Einwohnerinnen und Einwohnern mit Parmelin, Burkhalter und Berset sogar dreifach
vertreten sei. Roland Eberle (svp, TG) gab in der NZZ zu Protokoll, dass fünf der sieben
Bundesräte nun „Burgunder” seien, die wesentlich zentralistischer und etatistischer
dächten als „Alemannen”. Die Ostschweiz, die sich „an den Rand gedrängt” fühle (SGT),
fordere deshalb eine Korrektur bei der nächsten Vakanz. In der Tat stellte die
Ostschweizer Regierungskonferenz diese Forderung in einem Schreiben, um die
Parteispitzen zu sensibilisieren. 

Bei der Sprachenfrage drehte sich die Debatte bis zur Wahl von Ignazio Cassis 2017
lange um den Aspekt der Vertretung des Tessins in der Landesregierung. Der Südkanton
war seit 1999 und dem Rücktritt von Flavio Cotti nicht mehr im Bundesrat vertreten.
Zwar hatte die SVP mit Norman Gobbi (TI, lega) bei der Besetzung des leer gewordenen
Sitzes von Eveline Widmer-Schlumpf auch einen Tessiner Kandidaten aufgestellt, um
die Untervertretung der Südschweiz beheben zu helfen. Weil es sich um einen Lega-
Politiker handelte – der im Parlament als kaum wählbar galt –, wurde dieses Manöver
allerdings als „wenig glaubhaft” bezeichnet (NZZ). Mit der Wahl von Cassis ebbte die
Diskussion um die Vertretung der Sprachregion wieder ab. 

Ein zentraler Bestandteil der Debatten ist schliesslich die Frage der Vertretung der
Frauen im Bundesrat. Waren Ende September 2010 die Frauen im Bundesrat erstmals in
der Mehrheit – das Interregnum dauerte allerdings lediglich 14 Monate –, sieht es nach
dem Rücktritt von Eveline Widmer-Schlumpf Ende 2015 und der Rücktrittsankündigung
von Doris Leuthard Mitte 2017 so aus, als könnte Simonetta Sommaruga bald die einzige
Frau im Kollegium sein. Ein Bundesrat mit nur einer Frau sei kein Abbild der
Gesellschaft mehr, liess sich Yvonne Feri (sp, AG), Präsidentin der SP-Frauen, in der NZZ
protokollieren. Bereits nach der Wahl von Guy Parmelin hegte Alliance F – der Bund
Schweizerischer Frauenorganisationen – die Idee einer Verfassungsbestimmung,
gemäss der nicht nur die Landesgegenden und Sprachregionen angemessen im
Bundesrat vertreten sein sollen, wie dies die Verfassung bereits vorsieht, sondern auch
die Frauen. Zwar hatte die GP bei der Wahl von Parmelin versucht, mit ihren Stimmen
für Viola Amherd (cvp, VS) ein Zeichen zu setzen, und die FDP hatte neben dem
gewählten Ignazio Cassis und Pierre Maudet (GE) mit Isabelle Moret (VD) auch eine Frau
auf das Dreierticket gesetzt – was von verschiedener Seite mit Nachdruck gefordert
worden war –, die Wahl fiel letztlich aber in beiden Fällen auf einen Mann. Damit der
Bundesrat seine Vorbildfunktion wahrnehmen könne – nur eine ausreichende
Frauenvertretung zeige, dass Regieren kein Männerberuf sei – setzte Alliance F Anfang
2017 ihre Idee in die Tat um: Maya Graf (gp, BL), die Präsidentin von Alliance F, reichte
eine entsprechende parlamentarische Initiative ein. 

Freilich gibt es in diesen Debatten allerdings auch immer wieder etwas leisere Stimmen,
die eher den substanziellen Aspekt der Vertretung betonen und die Qualifikation der
Magistratinnen und Magistraten höher gewichten als deren regionale oder sprachliche
Herkunft. Das beste Argument einer regionalen Vertretung sei eine überzeugende
Kandidatur – so etwa ein Kommentar in der NZZ. Darüber hinaus zeigt eine langfristige
Betrachtung, dass von einer Untervertretung der verschiedenen Landesteile kaum
gesprochen werden kann. Eine stärkere Betonung substanzieller Repräsentation würde
auch den Zugang zur Exekutive für andere Parteien öffnen. Mit den Erfolgen der Grünen
in den kantonalen Wahlen und einer möglichen „Öko-Allianz” (AZ) zwischen GP und GLP,
die nach den Wahlen 2015 zusammen über 11.7 Wähleranteil verfügen, also 0.1 Prozent
mehr als die CVP, könnte aus einer Umweltschutz-Perspektive auch ein Anspruch
dieser beiden Parteien auf einen Regierungssitz erhoben werden. Auch in dieser
Hinsicht werden die eidgenössischen Wahlen 2019 spannend werden. 18

Nach den Rücktrittsankündigungen von Johann Schneider-Ammann und Doris Leuthard
nahmen zwar die Rücktrittsspekulationen ein Ende, dafür kurbelten die Medien das
Kandidatenkarussell umso schneller an und lancierten im Vorfeld der Ersatzwahlen in
den Bundesrat fleissig mögliche Nachfolgerinnen und Nachfolger. 
Die von vielen Seiten geforderte Doppelvakanz liess zahlreiche Szenarien möglich
erscheinen, klar schien aber, dass mindestens eine Frau in die Landesregierung
einziehen sollte, damit das Gremium nicht nur durch eine Bundesrätin – Simonetta
Sommaruga – repräsentiert werde. Die grössten Chancen wurden nicht nur deshalb
Karin Keller-Sutter (fdp, SG) eingeräumt. Die Ständerätin (seit 2011) wurde auch als Top-
Favoritin gehandelt, weil sie aus der Ostschweiz stammt, derjenigen Region also, die
seit längerem nicht mehr im Bundesrat vertreten war. Zwar war die St. Gallerin bereits
2010 als Regierungsrätin zu Bundesratswahlen angetreten, unterlag damals allerdings
Schneider-Ammann. In der Zwischenzeit hatte sich die Ständerätin in Bern aber einen
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Namen gemacht und wurde auch von politischen Gegnern gelobt. Auch die
Parteipräsidentin der FDP, Petra Gössi (fdp, SZ), wurde von den Medien auf den Schild
gehoben, obwohl sie bereits früher bekannt gegeben hatte, nicht als
Bundesratskandidatin zur Verfügung zu stehen. Weitere in den Medien gehandelte FDP-
Kandidatinnen waren Regine Sauter (fdp, ZH), Doris Fiala (fdp, ZH) oder Christa
Markwalder (fdp, BE). Männliche Kandidierende schienen es neben der Favoritin Keller-
Sutter, die Anfang Oktober als eine der ersten offiziell ihre Kandidatur bekannt gab,
ebenfalls schwierig zu haben. Zwar wurden Ruedi Noser (fdp, ZH), Martin Schmid (fdp,
GR) oder Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) von den Medien früh ins Spiel gebracht, diese
hätten aber neben der St. Galler Ständerätin lediglich eine Rolle als «Winkelried» – sie
opferten sich also selbst, damit ein Zweierticket aufgestellt werden könnte – wie etwa
das St. Galler-Tagblatt schrieb. Statt Ankündigungen von Kandidaturen kamen denn aus
den Reihen der FDP vielmehr Absagen: Sauter, Schmid, Portmann und Noser – alle
winkten mit dem Verweis auf die ideale Kandidatur von Keller-Sutter ab. Schliesslich
stellten sich neben Keller-Sutter der Schaffhauser Regierungsrat Christian Amsler (SH,
fdp) und Ständerat Hans Wicki (fdp, NW) zur Verfügung.
Auch bei der CVP wurden einer Frau und langjährigen eidgenössischen
Parlamentarierin sehr gute Chancen eingeräumt, Nachfolgerin von Doris Leuthard zu
werden: Viola Amherd (cvp VS). Die Walliserin – seit 2005 in Bern – sei im Parlament
beliebt. Allerdings wurde in den Medien auch ein Rechtsstreit bekannt, in den Amherd
verwickelt sei. Es handle sich dabei freilich nicht um ein Strafverfahren, sondern um
eine zivilrechtliche Auseinandersetzung. Eine Erbengemeinschaft aus Amherd und ihrer
Schwester soll über Jahre zu hohe Mietzinsen kassiert haben. Bei den
christlichdemokratischen Männern machten die Medien mehr Potenzial aus als bei der
FDP: Weil Karin Keller-Sutter als Kronfavoritin galt, könnten sich die CVP-Männer wohl
mehr Chancen ausrechnen, so der Tenor. Obwohl auch er schon lange abgesagt hatte,
galt Parteipräsident Gerhard Pfister (cvp, ZG) deshalb vielen als Geheimfavorit. Häufig
genannt wurden auch Stefan Engler (cvp, GR), Daniel Fässler (cvp, AI), Pirmin Bischof
(cvp, SO), Peter Hegglin (cvp, ZG) und Erich Ettlin (cvp, OW). Auch der amtierende
Bundeskanzler Walter Thurnherr wurde – trotz seiner deutlichen Absage – in den
Medien immer wieder als Wunschkandidat bezeichnet. Mit Elisabeth Schneider-
Schneiter (cvp, BL) wurde von der Basler Zeitung eine weitere mögliche
Frauenkandidatur ins Spiel gebracht, die zudem den Vorteil hätte, den Kanton Basel-
Landschaft zu vertreten, der seit 1897 auf eine Vertretung in der Landesregierung warte.
Auch dem St. Galler Regierungsrat Benedikt Würth (SG, cvp) wurden gute Chancen
eingeräumt. Weil die Ersatzwahl von Doris Leuthard aufgrund des Anciennitätsprinzips
zuerst stattfinden würde, galt Würth in den Medien zudem als potenzieller Verhinderer
von Karin Keller-Sutter, wäre doch eine St. Galler-Doppelvertretung in der
Landesregierung kaum haltbar. Die Urner Zeitung brachte schliesslich die Urner
Regierungsrätin Heidi Z'graggen (UR, cvp) ins Spiel, die zu Protokoll gab, dass es wichtig
sei, dass die Zentralschweiz einen Anspruch auf einen Sitz im Bundesrat erhebe. Früh
machte die CVP zudem klar, dass sie mit mindestens einer Frau auf einem Doppelticket
antreten werde. Mitte Oktober gab Peter Hegglin als erster aus dem Kreis der CVP seine
Kandidatur bekannt. Nur wenige Tage später warfen auch Heidi Z'graggen und Elisabeth
Schneider-Schneiter ihren Hut in den Ring. Und auch Viola Amherd gab Ende Oktober,
also kurz vor Meldeschluss, bekannt, für die Nachfolge von Doris Leuthard bereit zu
sein. Aus dem Rennen nahmen sich hingegen Erich Ettlin und Pirmin Bischof. Und auch
Gerhard Pfister und Bundeskanzler Walter Thurnherr wurden nicht müde, zu betonen,
dass sie nicht zur Verfügung stünden, was von einzelnen Medien prompt kritisiert
wurde. Der Blick mahnte etwa, dass die CVP nicht die besten Kandidierenden aufstellen
würde.

Sowohl die FDP als auch die CVP liessen durch die Medien verlauten, dass sie sehr viel
Wert auf die Prüfung der Kandidierenden legen würden. Diese Verlautbarung drängte
sich insbesondere auch deshalb auf, weil der ehemalige FDP-Bundesratskandidat und
Genfer Regierungspräsident Pierre Maudet (GE, fdp) wegen einiger Ungereimtheiten im
Zusammenhang mit seinem Regierungsmandat in die Schlagzeilen geraten war. Die
Westschweizer Zeitungen Tribune de Genève und Le Temps schrieben deshalb von
einer eigentlichen «Lex Maudet». Noch einen Schritt weiter ging die CVP, die die
Kandidierenden nicht von einem eigenen Parteigremium prüfen lassen wollte, wie dies
die FDP vorsah, sondern von einem externen, aus Juristinnen und Juristen geleiteten
Prüforgan. 

Die Fraktionen entschieden sich dann am 16. November je für ein Doppelticket. Die
FDP hob wie erwartet Karin Keller-Sutter zusammen mit Hans Wicki auf den Schild. Wie
wenig umstritten die St. Galler Ständerätin war, zeigte der Umstand, dass sie von 41
FDP-Fraktionsmitgliedern im ersten Wahlgang 38 Stimmen erhalten hatte, wie das St.
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Galler Tagblatt zu berichten wusste. Für Wicki sprachen sich 29 FDP-
Parlamentsmitglieder aus, Amsler erhielt 12 Stimmen. Dies zeige deutlich, dass die FDP
die von vielen Seiten proklamierte zusätzliche Bundesrätin aus der eigenen Partei wolle.

Der Entscheid der CVP wurde als eigentlicher Überraschungscoup gehandelt. Zwar
hatte man mit der Nomination von Viola Amherd gerechnet, aber die Kandidatur von
Heidi Z'graggen hatte niemand erwartet. Die BaZ sprach gar von einer Desavouierung
gegen die bekannteren Hegglin und Schneider-Schneiter. Letztere witterte gar eine
«Verschwörung der Berggebiete gegen die Nordwestschweiz». Z'graggen habe bei der
Anhörung am meisten überzeugt und den Favoriten Hegglin schon im ersten Wahlgang
aus dem Rennen geworfen, wie einzelne Fraktionsmitglieder gegenüber den Medien
aussagten. Fraktionspräsident Filippo Lombardi (cvp, TI) wollte allerdings keine Zahlen
publik machen. Das reine Frauenticket der CVP wurde als starkes Signal gewertet, mit
dem der FDP ziemlich der Wind aus den Segeln genommen werde, so der Kommentar
zahlreicher Medien. Statt über die Kronfavoritin Keller-Sutter zu schreiben, nahmen
diese nun vielmehr die unbekanntere Heidi Z'graggen in ihren Fokus. Die wie schon bei
der Nachfolge von Didier Burkhalter geplante Roadshow der FDP, mit der man in
diversen Kantonen die Kandidierenden vorstellen wollte, verkam so zu einem
eigentlichen Rohrkrepierer und verbrauchte – ganz im Gegensatz zur Wahl von Ignazio
Cassis vor einem Jahr – kaum mehr Druckerschwärze. 

Die «drei Frauen und der Quotenmann», wie der Blick titelte, wurden in der Folge von
allen Medien durchleuchtet. Während sich die Medienschaffenden und
Kommentatoren bei der FDP einig waren, dass Karin Keller-Sutter praktisch bereits
gewählt sei, betrachtete man das Rennen bei der CVP als offen im Ausgang. Den Medien
ging es in den darauffolgenden Tagen insbesondere darum, die in Bern noch ziemlich
unbekannte Heidi Z'graggen zu präsentieren. Die Urner Regierungsrätin sah sich selber
eher am rechten Flügel ihrer Partei. Sie galt vor allem in der Sozial- und
Migrationspolitik als konservativer, aber auch als wirtschaftsnäher als die vor allem
gesellschaftspolitisch eher linker eingeschätzte Viola Amherd. Damit begannen die
Mutmassungen, dass Z'graggen von der SVP allenfalls zur Favoritin gemacht werden
könnte. Weil Z'graggen als Präsidentin der Eidgenössischen Heimatschutzkommission
auch eine «linke Ader» habe, so die Urner Zeitung, könnte sie allenfalls auch bei links-
grün punkten. Amherd sah sich hingegen immer wieder aufgrund des vor allem von der
Weltwoche befeuerten Rechtsstreits in ein schiefes Licht gerückt. Aber auch Z'graggen
verfolgte ein Vorfall, der sich an einer Podiumsveranstaltung abgespielt hatte: Sie hatte
einen Zuhörer im Saal als «Depp» bezeichnet, dies dann aber beharrlich als akustisches
Missverständnis abgetan.  

Die Hearings der verschiedenen Fraktionen nahmen dem Ausgang dann etwas die
Spannung. Schon eine Woche vor den Wahlen gab die SVP die Resultate ihrer
Anhörungen bekannt. Sie unterstützte zwar mehrheitlich Z'graggen, vor allem die
Bauern in der Volksparteifraktion sprachen sich aber für Amherd aus, was in den
Medien als steigende Wahlchancen für die Walliserin interpretiert wurde. Karin Keller-
Sutter erhielt beim Hearing bei der SVP mehr Stimmen als Hans Wicki. Eine
Wahlempfehlung wollte die SVP allerdings intern nicht vorgeben. Bei der FDP-Fraktion,
die die Hearings einen Tag vor der Bundesratsersatzwahl durchführte, gab man zwar
ebenfalls keine Empfehlung ab, die Mehrheit der Mitglieder sprach sich aber für
Amherd aus, die vor allem mit ihren Dossierkenntnissen überzeugen konnte, die bei ihr
als Nationalrätin grösser seien als bei der Urner Regierungsrätin. Z'graggen sei zwar gut
gewesen, aber Amherd sei besser gewesen, zitierte die NZZ ein Fraktionsmitglied, das
nicht genannt werden wollte. Auch die SP liess verlauten, man habe die Qual der Wahl
zwischen zwei exzellenten Politikerinnen. Bei den Grünen, die ihre Überlegungen einen
Tag vor den Wahlen bekannt gaben, konnte Z'graggen mit authentisch vorgetragenen
Sorgen um den Klimawandel punkten, aber auch bei ihnen sei Amherd eher im Vorteil,
wie Balthasar Glättli (gp, ZH) zu Protokoll gab. Klarer waren die Stellungnahmen zu den
FDP-Kandidierenden. Die SP sprach sich klar für Keller-Sutter aus, die zwar deutlich
rechts positioniert, aber sehr offen für Kompromisse sei. Bei der CVP, die keine
Wahlempfehlung abgeben wollte, dürfe die St. Gallerin ebenfalls mit mehr Stimmen
rechnen als Wicki, so ein CVP-Fraktionsmitglied. Die Fraktionen der GLP und der BDP
sprachen sich für Amherd aus. Ausschlaggebend sei unter anderem auch die offenere
europapolitische Haltung Amherds, gaben Vertreterinnen der beiden Parteien bekannt.
Die beiden kleinen Fraktionen empfahlen zudem Karin Keller-Sutter. In den Medien ging
man einen Tag vor der Wahl davon aus, dass Amherd und Keller-Sutter wohl gewählt
würden. Z'graggen sei zwar politisch nicht so weit von Amherd entfernt, für Letztere
spreche aber wohl die grössere Erfahrung.
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Die «überschätzte Show», wie die Basler Zeitung die Wahl im Vorfeld bezeichnete, oder
«die inszenierte Volkswahl», wie die NZZ titelte, sei in den letzten 40 Jahren zu einem
«publikumswirksamen Spektakel geworden». Nicht nur die Medien, sondern auch die
Parteien forcierten den Wettbewerb lange im Vorfeld. Der Wahlakt selber war dann
allerdings alles andere als ein Spektakel. 
Zuerst wurden die Verabschiedungen von Doris Leuthard und Johann Schneider-
Ammann vorgenommen. Nationalratspräsidentin Marina Carobbio Guscetti (sp, TI) lobte
die Verdienste Leuthards im Volkswirtschaftsdepartement und im UVEK sowie die
«Verbindung ihrer Popularität mit einem ausgeprägten politischen Instinkt». Die
scheidende CVP-Magistratin sei nicht nur eine «Grand Dame politique», sondern ganz
einfach eine «Grande Dame», die ein Stück Geschichte mitbestimmt habe. Leuthard
selber rief das Parlament auf, auch in Zukunft auf Konkordanz, Konsens und
Kompromiss zu setzen. Die Schweiz gebe es nur einmal und es lohne sich, für das
schöne Land zu kämpfen. Die von 2006 bis 2018 dem Bundesrat angehörende
Aargauerin erhielt zum Abschied stehende Ovationen. Johann Schneider-Ammann –
seit 2010 im Bundesrat – wurde von der Nationalratspräsidentin in ihrer Abschiedsrede
mit dem Namenswechsel des Volkswirtschaftsdepartement (EVD) 2013 in Verbindung
gebracht. Dass aus dem EVD das WBF, das Departement für Wirtschaft, Bildung und
Forschung geworden sei, zeige, wie sehr dem Berner Magistraten vor allem das duale
Berufsbildungssystem am Herzen gelegen habe. Die Abschiedsrede Schneider-
Ammanns löste einige Heiterkeit aus. Sein Lieblingsmöbel sei sicher nicht dieses
Rednerpult. Es seien acht emotionale Jahre gewesen, auch wenn man ihm das nicht
immer angesehen habe. Er wünsche sich, dass alle Parlamentsmitglieder den Mut
haben, das Wohl des Landes vor das eigene zu stellen. Auch der scheidende FDP-
Magistrat erhielt stehende Ovationen. 
Im Gegensatz zu früheren Jahren sprachen nicht alle Fraktionschefinnen und -chefs im
Vorfeld der einzelnen Wahlgänge. Einzig für die CVP begab sich Filippo Lombardi nach
vorne, um den Zweierticketvorschlag seiner Partei zu präsentieren. Für viele
überraschend stand dann bereits im anschliessenden 1. Wahlgang fest, dass Viola
Amherd neue Bundesrätin und Nachfolgerin von Doris Leuthard werden würde. Im
Vorfeld war man von mindestens zwei Wahlgängen ausgegangen. Die Mehrheit des
Parlaments hatte allerdings augenscheinlich keine Lust auf Spielchen. Mit 148 Stimmen
übersprang Viola Amherd das absolute Mehr von 121 Stimmen souverän. Auf Heidi
Z'graggen entfielen 60 der 244 ausgeteilten Wahlzettel. Gerhard Pfister erhielt 17
Stimmen, 15 Stimmen entfielen auf Diverse und 4 Wahlzettel blieben leer. Amherd
erklärte Annahme der Wahl und dankte Heidi Z'graggen für den fairen Wahlkampf. Sie
sei gerne bereit, sich für die Zukunft des Landes einzusetzen. 
Auch die anschliessende Ersatzwahl für Johann Schneider-Ammann ging in Rekordzeit
über die Bühne. Auch hier ergriff lediglich der Fraktionssprecher der FDP, Beat Walti
(fdp, ZH) das Wort. Auch Karin Keller-Sutter wurde bereits im ersten Wahlgang zur
Magistratin gekürt. Sie erhielt 154 Stimmen, nötig gewesen wären 119. Zwar gingen
zahlreiche Stimmen auf Diverse (27) und 6 der 243 eingelangten Wahlzettel blieben leer,
Hans Wicki konnte aber lediglich 56 Parlamentsmitglieder von sich überzeugen. Auch
Karin Keller-Sutter erklärte Annahme der Wahl und wies darauf hin, dass damit ein
«dornenvolles Kapitel in der Geschichte der freisinnigen Frauen» beendet werde: Nach
fast dreissigjähriger Absenz dürfe sie nun als zweite Frau die FDP im Bundesrat
vertreten. 

In den Medien wurden die Bundesrätinnen Nummer acht und neun gefeiert. Zwar seien
der Kanton Uri und der Kanton Nidwalden, die neben den Kantonen Jura, Schaffhausen
und Schwyz noch nie einen Bundesrat gestellt haben, erneut leer ausgegangen. Dass die
nationale Exekutive aber wieder mit drei Frauen besetzt werde, sei aus verschiedenen
Gründen eine Zäsur. Erstens dürfte die «Konkordanz der Geschlechter» (Tages-
Anzeiger) nun wohl zum Normalfall werden, zweitens seien in der Geschichte der
Schweiz noch nie zwei Bundesrätinnen gleichzeitig gewählt worden und drittens sei es
in den letzten 30 Jahren nur zwei Exekutivmitgliedern gelungen, gleich im ersten
Wahlgang das absolute Mehr zu überspringen – Doris Leuthard und Kaspar Villiger. Auf
den Frauen ruhe die Hoffnung und die Wahl würde wohl auch mehr Frauen für eine
Kandidatur für die nationalen Wahlen 2019 motivieren, betonten die Medien. Die
Auffrischung im Bundesrat komme zudem angesichts wichtiger anstehender Probleme
– erwähnt wurden die gescheiterten Abstimmungen zur Altersreform 2020 und zur USR
III – zum richtigen Moment. Das «unspektakuläre Spektakel» (St. Galler Tagblatt) habe
aber auch die momentane Harmonie im Bundeshaus widerspiegelt, was sich auch in der
gleichzeitig stattfindenden Wahl des Bundespräsidenten und der Vizepräsidentin
gezeigt habe. Die Weltwoche hoffte allerdings, dass die Politik nicht so brav werde, wie
im Wahlkampf beschworen. Und die Hoffnung der WoZ war, dass die Frauenwahl
bewirke, dass sich der Bundesrat nun nicht noch weiter nach rechts bewege, sondern
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dass es zu einer Aufweichung der Fronten kommen könnte.

Für die Medien gab es nach den Wahlen freilich neue Nahrung für Spekulationen, ging
es doch nun um die Frage, wer welches Departement übernehmen wird. Der wirkliche
Krimi folge erst – so die NZZ. Darüber hinaus wurde spekuliert, dass auch die SVP, die
als einzige Regierungspartei noch nie eine Frau im Bundesrat hatte, wohl jetzt mehr
Nachwuchsarbeit verrichten müsse. Die Aargauer Zeitung zitierte Parteistrategen und
Beobachter – ohne freilich Namen zu nennen – die erwarteten, dass Ueli Maurer 2019
zurücktreten werde und von Magdalena Martullo-Blocher (svp, GR) beerbt werden
würde. 19

Im Konkordanzsystem Schweiz mangelt es – anders etwa als in einem System mit einem
Präsidenten – an Köpfen, mit denen man aufgrund der zunehmenden Personalisierung
Medienberichte besser verkaufen kann. Es verwundert deshalb nicht, dass sich die
Medien für einzelne Exekutivmitglieder interessieren sowie gerne und häufig auch
Spekulationen über Rücktritte und mögliche Nachfolgerinnen und Nachfolger
amtierender Bundesrätinnen und Bundesräte anstellen. Dies taten sie auch bereits
kurz nach der Wahl des neuen Bundesrates Cassis: Schliesslich ist nach der Wahl auch
für das Regierungskollegium immer auch vor der Wahl. 
In der Tat hatte Doris Leuthard ja bereits im Sommer 2017 ihren Rücktritt auf
spätestens Ende der Legislatur im Herbst 2019 angekündigt. Dies war eine Steilvorlage
für die Medien, die insbesondere den Umstand thematisierten, dass mit dem Rücktritt
der Aargauerin nur noch eine Frau, nämlich Simonetta Sommaruga, in der Regierung
sässe und die CVP deshalb gut daran täte, Frauen als mögliche Kandidatinnen
aufzubauen – häufig genannt wurden die Ambitionen von Viola Amherd (cvp, VS).
Freilich standen bei den Christdemokraten auch einige Männer in den Startlöchern: In
den Medien kursierten insbesondere die Namen von Parteipräsident Gerhard Pfister
(cvp, ZG), der Ständeräte Konrad Graber (cvp, LU) und Pirmin Bischof (cvp, SO), aber
auch Benedikt Würth (SG, cvp), Regierungsrat des Kantons St. Gallen, und
Bundeskanzler Walter Thurnherr wurden als Kandidaten gehandelt. Der Bundeskanzler
winkte jedoch relativ rasch ab und auch Parteipräsident Pfister zog sich mit dem
Argument zurück, einen Austausch im Präsidium kurz vor den Wahlen vermeiden zu
wollen. Auch Konrad Graber nahm sich mit seiner Ende August gemachten
Ankündigung, bei den eidgenössischen Wahlen 2019 nicht mehr antreten zu wollen, aus
dem Rennen.  
Ende April 2018 gab dann auch Johann Schneider-Ammann bekannt, dass er keine
weitere Legislatur mehr anstrebe. Neben der Forderung, dass auch die FDP nun ein
Frauenticket aufstellen müsse, wurde mit der Ankündigung des Berner Magistraten auch
die Diskussion um einen konzertierten Doppel- (zusammen mit Leuthard) oder gar
Dreierrücktritt (zusammen mit Ueli Maurer) angestossen. Das Parlament müsse eine
möglichst grosse Auswahl haben, damit eine genügend grosse Frauenvertretung
gesichert sei, lautete der Tenor in den Medien. Auch das Kandidatenkarussell für die
Nachfolge des Berner Magistraten begann sich rasch zu drehen. Neben Karin Keller-
Sutter (fdp, SG), die bei der Wahl Schneider-Ammanns 2010 noch unterlegen war,
brachten die Medien Parteipräsidentin Petra Gössi (fdp, SZ), die Ständeräte Andrea
Caroni (fdp, AR), Martin Schmid (fdp, GR) und Ruedi Noser (fdp, ZH) sowie Nationalrat
Beat Walti (fdp, ZH) ins Spiel. Auch beim Freisinn zogen sich einige potenzielle Papabili
allerdings bereits vor dem definitiven Rücktritt Schneider-Ammans zurück. So gab Petra
Gössi etwa zu Protokoll, ihrer Partei eine Kandidatur nicht zumuten zu wollen. Mit dem
Namen Keller-Sutter wurde in den Medien häufig auch der Anspruch der Zentral- und
Ostschweiz auf einen Bundesratssitz zur Sprache gebracht. 
Rücktrittspotenzial sahen die Medien schliesslich auch bei Ueli Maurer, bei dem sie
vermuteten, dass er mit 67 Jahren und nach zehn Jahren im Amt bald genug haben
könnte. Von verschiedener Seite wurde Magdalena Martullo-Blocher (svp, GR) als
mögliche Nachfolgerin ins Spiel gebracht, die in mehreren Interviews ihre Bereitschaft
signalisierte. Hierfür kam aber wenig später ein Dementi von der SVP-Spitze – Vater
Christoph Blocher gab zu Protokoll, dass er seine Tochter nicht in das «Gefängnis»
Landesregierung stecken wolle. Maurer selber gab in einem Interview zu Protokoll, dass
er auf das Ende einer Legislatur zurücktreten werde – ob 2023, 2027 oder 2031 sei
noch offen. 
Ein vorläufiges Ende nahm zumindest ein Teil der Spekulationen Mitte September, als
sowohl Johann Schneider-Ammann als auch Doris Leuthard ihren Rücktritt auf Ende
2018 bekannt gaben. In der Tat gilt die Herbstsession ein Jahr vor den Wahlen als
idealer Zeitpunkt für einen Rücktritt vor Ende einer Legislatur, weil so Ersatzwahlen
noch vor Ende eines Jahres stattfinden können. Rücktritte in einem Wahljahr selber
gelten eher als unschicklich. Freilich war laut Aussage von Doris Leuthard der
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Doppelrücktritt vorher nicht abgesprochen worden; Schneider-Ammann habe immer
davon gesprochen, erst auf Ende Legislatur 2019 zurückzutreten. In den Medien wurde
das Vorpreschen des FDP-Bundesrats – er hatte seinen Rücktritt zwei Tage vor Doris
Leuthard der Presse verkündet – als geplanter Mediencoup gewertet. 20

Regierungspolitik

Die Doppelvakanz bei den Bundesratsersatzwahlen 2018 liess auch Spekulationen um
eine neue Verteilung der Departemente ins Kraut schiessen. «Bundesratskrimi, zweiter
Teil», wurden die Diskussionen um eine mögliche sogenannte grosse Rochade etwa in
der Aargauer Zeitung betitelt. «Der wirkliche Krimi folgt erst», stimmte auch die NZZ in
die Spektakularisierung der Departementsverteilung ein. Vor acht Jahren kam es
letztmals dazu, dass gleich vier Departemente nach einer Bundesratsersatzwahl die
Chefinnen und Chefs wechselten. Aufgrund der Rücktritte von Doris Leuthard und
Johann Schneider-Ammann wurden aktuell das UVEK und das WBF frei. Spekuliert
wurde, ob Alain Berset das EDI abgeben wolle. Es wurde ihm in den Medien nachgesagt,
dass er schon bei den Ersatzwahlen 2017 gerne ins EDA gewechselt wäre, ihm das
damals, kurz vor der Abstimmung über die Reform der Altersvorsorge 2020, aber als
Fahnenflucht ausgelegt worden wäre. Dieses Mal, und vor allem nach der Niederlage der
Reform an der Urne, würde ein Wechsel mehr Sinn machen – so die Medien. Allerdings
würde es dem amtierenden Aussenminister Ignazio Cassis, der als Bersets Nachfolger
beim EDI gehandelt wurde, wohl als Schwäche ausgelegt, wenn er das EDA bereits nach
einem Jahr und einem schwierigen Start vor allem im Europa-Dossier schon wieder
abgeben würde. Alain Berset wurden in den Medien deshalb auch Präferenzen für das
EFD nachgesagt. Dieses wurde allerdings seit den Gesamterneuerungswahlen 2015 von
Ueli Maurer geführt, der damals vom VBS als erster SVP-Magistrat ins EFD gewechselt
war und sich mit den Finanzen sehr wohl zu fühlen schien. Das EFD würde also wohl nur
frei, wenn Ueli Maurer zurücktreten würde, war man sich in der Presse einig. Die Frage
war, ob sich Alain Berset auch für das WBF oder das UVEK würde erwärmen können.
Letzteres schien Simonetta Sommaruga zu reizen. Sie war bei der erwähnten letzten
grossen Rochade und ihrer Wahl 2010 wohl eher gegen ihren Willen dem EJPD zugeteilt
worden. Als ehemalige Konsumentenschützerin würde sie aber eher ins WBF passen,
wobei die bürgerlichen Parteien aber wohl keine Genossin im Wirtschaftsdepartement
wollten – so die Medien damals und heute. Sie habe wohl eher ein Auge auf das UVEK
geworfen, was wohl auch ganz nach dem Geschmack der SP wäre, urteilte etwa die
Aargauer Zeitung. Nach zwei Legislaturen sei der Zeitpunkt für einen Wechsel ideal,
befand die Basler Zeitung. Ein offenes Geheimnis war, dass Guy Parmelin nach drei
Jahren das VBS abgeben wollte, in dem er einige Male «kläglich aufgelaufen» sei
(Aargauer Zeitung). Im WBF oder seinem erklärten Wunschdepartement, dem EDI,
würde er sich wohler fühlen, so die Medien, obwohl ihm das «Verlassen einer
Baustelle», wie sich Isidor Baumann (cvp, UR) zu Wort meldete, wohl übel genommen
würde. Er solle zuerst Nägel mit Köpfen machen, wurde auch im St. Galler Tagblatt
gefordert. Würde Parmelins Wechselgelüsten nachgegeben, würde dies wohl aber auch
bedeuten, dass zum ersten Mal eine Frau – die neu gewählten Karin Keller-Sutter oder
Viola Amherd – Chefin des VBS werden würde. Der «Blick» forderte, dass Karin Keller-
Sutter im VBS aufräumen solle. Da es der Wirtschaft gut gehe, spiele es keine Rolle, wer
gerade Wirtschaftsminister sei. Parmelin könne sich als Winzer im WBF mit den Bauern
herumschlagen. Die Ausgangslage berge auf jeden Fall Konfliktpotenzial, prognostizierte
die Aargauer Zeitung. 

In der Tat dauerte der «valse à plusieurs temps», wie der Quotidien Jurassien die
Verhandlungen um die Besetzung der Departemente nannte, ungewöhnlich lange. Die
Leitung der Diskussionen um die Departementsverteilung oblag dem amtierenden
Bundespräsidenten Alain Berset. Er sprach nach der ersten Bundesratssitzung, nach
der in der Regel die Verteilung bereits bekannt gegeben wird, von einer «ersten
Diskussion», die in der darauffolgenden Woche weitergeführt werde. Berset wolle wohl
den Fehler von 2010 nicht wiederholen, wo die Departementsverteilung zu einem
grossen Krach auch zwischen den Parteien geführt hatte. Zwar kann das
Bundesratskollegium per Mehrheitsentscheid beschliessen, wer welchem Departement
vorstehen soll, dies wollte Berset aber augenscheinlich vermeiden. Der Noch-
Nichtentscheid liess die Medien spekulieren, dass wohl mehrere Bundesratsmitglieder
auf das gleiche Departement (WBF) schielten und «niemand scharf auf das VBS» sei, so
die Aargauer Zeitung. Der Blick wusste von einem «überraschend heftigen Streit» in
dieser ersten Sitzung zu berichten, weil die beiden Neuen selbstbewusst ihre
Ansprüche angemeldet hätten. Übers Wochenende wurden die Spekulationen weiter
angeheizt: Die SVP liess laut Tages-Anzeiger verlauten, dass nach 23 Jahren, in der das
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VBS ununterbrochen von der SVP geführt worden sei, eine andere Partei an der Reihe
sei. Die FDP argumentierte, dass sie schon das wenig einflussreiche EDA habe und nicht
auch noch das VBS haben wolle – so der Tages-Anzeiger weiter. Zudem prognostizierte
er, dass das «SVP-/FDP-Powerplay» dazu führen dürfte, dass Viola Amherd wohl ins
unbeliebte VBS versetzt würde. 

Am Montag gab der Bundesrat dann eine grosse Rochade bekannt. Simonetta
Sommaruga wechselte ins UVEK und Guy Parmelin ins WBF. Karin Keller-Sutter
übernahm das EJPD und Viola Amherd wurde «erste Frau an der VBS-Spitze» (NZZ).
Nach acht Jahren im EJPD sei der richtige Zeitpunkt gekommen, in einem anderen
Bereich noch einmal etwas zu bewegen, begründete Simonetta Sommaruga ihren
Wechsel. Das VBS gehöre nicht einer einzigen Partei, gab Guy Parmelin den Medien
bekannt, er sei zudem nicht der erste Bundesrat, der vor Vollendung des vierten
Amtsjahres sein Amt wechsle. Über die Verteilung des VBS und des EJPD wurde laut
Bundesratssprecher im Gremium abgestimmt, da beide Neo-Bundesrätinnen das
Justiz- und Polizeidepartement präferiert hätten. 

In den Medien wurde die Rochade als «misslungener Neustart» (NZZ) beurteilt und als
«schwarzer Tag für die Mitte». Die SP und die SVP verfügten nun über
Schlüsseldepartemente, während FDP und CVP mit dem VBS und dem EJPD Vorlieb
nehmen müssten – so etwa das St. Galler Tagblatt. Es sei ein «merkwürdiger Bundesrat»
(Aargauer Zeitung) und eine Rochade, die nicht überzeuge (Tages-Anzeiger), da zwar
Konkordanz gepredigt werde, aber schon beim ersten wichtigen Entscheid keine
konsensuale Lösung gefunden worden sei. Kritisiert wurde insbesondere Guy Parmelin,
der «einer der Hauptverursacher der Missstimmung» sei (Blick) und dem
«Fahnenflucht» (Tages-Anzeiger) vorgeworfen wurde. Dass ein SVP-Mann mit den
Gewerkschaften einen Kompromiss bei den flankierenden Massnahmen suche, werde
wohl schwierig – so die Aargauer Zeitung. Auch der Konflikt zwischen Agrar- und
Exportwirtschaft, zwischen Protektionismus und Freihandel, der das WBF präge, werde
wohl kaum von einem «ehemaligen Weinbauern» (NZZ) gelöst werden können. In der
FDP war der Unmut gross, dass man das wichtige Wirtschaftsdepartement an die SVP
abgeben musste. Allerdings wurde auch die erste Verteidigungsministerin gefeiert. Es
sei eine Chance dafür, dass das VBS nun im 21. Jahrhundert ankomme, gab etwa CVP-
Parteipräsident Gerhard Pfister (cvp, ZG) den Medien zu Protokoll. Überdies werde die
Departementsverteilung wohl überschätzt: «Wer welches Departement führt,
interessiert nebst den Politikern nur die Journalisten». 21

Bundesverwaltung - Organisation

Für viel Wirbel sorgte im Berichtjahr das Informatikprojekt „Insieme“. Bereits 2001 war
beschlossen worden, die veralteten Informatiksysteme der Steuerverwaltung durch ein
kundenfreundliches Gesamtsystem zu erneuern. Das „Insieme“ getaufte Projekt wurde
2005 vom Parlament mit einem Kredit von 71 Mio. CHF bewilligt. Der amerikanische
Softwarekonzern Unisys erhielt zwar 2006 den Zuschlag für die Realisierung des
Projektes, ein Streit zwischen der Firma und der Steuerverwaltung führte aber – nach
Entschädigungszahlungen von rund 6,4 Mio. CHF – zu einer Neuausschreibung im Jahr
2008. Diesmal wurden verschiedene Teilaufträge an unterschiedliche Softwarefirmen
vergeben. 2010 wurde deutlich, dass der finanzielle Rahmen nicht ausreichen würde.
Der Bundesrat sprach einen Zusatzkredit von CHF 56 Mio. 2011 trennte sich die
Steuerverwaltung aufgrund von Verzögerungen und aus dem Ruder laufenden Kosten
vom Gesamtprojektleiter.
Zu Beginn des Berichtjahres stellte die Finanzkontrolle sodann Ungereimtheiten fest,
worauf die Vorsteherin des EFD, Eveline Widmer-Schlumpf, eine
Administrativuntersuchung anordnete. Das Urteil der parlamentarischen
Finanzdelegation fiel vernichtend aus: die noch vorhandenen finanziellen Mittel würden
lediglich noch die elementaren Projektziele abdecken. Der Skandal weitete sich aus,
nachdem klar wurde, dass zahlreiche Beschaffungsaufträge unter der Hand vergeben
worden waren und der dafür verantwortliche Direktor der Steuerverwaltung, Urs
Ursprung, freigestellt wurde. Auch der Entwicklungschef von Insieme musste seinen Hut
nehmen, da seine Stelle nicht WTO-konform ausgeschrieben worden war. Im
September beschloss das EFD, Insieme abzubrechen. Im November wurde schliesslich
klar, dass sich die Gesamtkosten auf CHF 105 Mio. belaufen, die letztlich in den Sand
gesetzt wurden.
Der Bundesrat hatte bereits im Sommer erste Konsequenzen gezogen und Massnahmen
für ein departementsübergreifendes Beschaffungscontrolling und eine verbesserte
Führung von IT-Schlüsselprojekten angekündigt. Das Scheitern von Insieme führte zu
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einigen, in den Räten im Berichtsjahr noch nicht behandelten, politischen Vorstössen.
Die SP reichte eine parlamentarische Initiative (12.490) ein, mit der sie eine
Parlamentarische Untersuchungskommission (PUK) fordert, die die Ereignisse um
Insieme aufarbeiten soll. Eine Motion Noser (fdp, ZH) (12.4152) möchte den Bundesrat
beauftragen, eine Beschaffungsstrategie für Informatik- und
Telekommunikationsprojekte zu entwickeln und ein Postulat Amherd (cvp, VS) (12.4240)
fordert griffigere Massnahmen für die Finanzkontrolle. Von beiden Räten noch in der
Wintersession überwiesen wurden zwei gleich lautende Motionen der
Finanzkommissionen beider Räte (12.3986 und 12.3987), mit denen der Bundesrat
beauftragt wird, so rasch wie möglich einen Pool von Informatikprojektleiterinnen und
-leitern zu schaffen, aus dem für grosse Informatikprojekte erfahrene Expertinnen und
Experten für Beratung oder eine straffe Führung beigezogen werden können. 22

Das Informatikprojekt „Insieme“, das bereits 2012 für viel Wirbel gesorgt hatte, geriet
auch im Berichtjahr nicht aus den Schlagzeilen. Insieme sollte die veralteten
Informatiksysteme der Steuerverwaltung ersetzen, wurde aber mit einem Verlust von
über CHF 100 Mio. aufgrund verschiedener Verzögerungen, Kostenüberschreitungen
und Ungereimtheiten bei Projektvergabe und -planung ohne Umsetzung abgebrochen.
Die von der SP-Fraktion im Rahmen einer parlamentarischen Initiative (12.490)
verlangte parlamentarische Untersuchungskommission (PUK) zum Insieme-Skandal
stiess im Nationalrat allerdings auf Widerstand. Ein Ordnungsantrag, über die PUK-
Forderung erst zu beschliessen, wenn die eingesetzte „Arbeitsgruppe Insieme“ ihren
Abschlussbericht vorgelegt haben würde, wurde abgelehnt und auch dem SP-Begehren
selber wurde keine Folge gegeben. Die mit 135 zu 38 Stimmen deutliche Mehrheit in der
grossen Kammer folgte dabei den Argumenten ihres Büros. Im Berichtjahr noch nicht
behandelt wurden eine Motion Noser (fdp, ZH) (12.4152), die den Bundesrat beauftragen
will, eine Beschaffungsstrategie für Informatik- und Telekommunikationsprojekte zu
entwickeln sowie ein Postulat Amherd (cvp, VS) (12.4240), das griffigere Massnahmen für
die Finanzkontrolle in der Bundesverwaltung fordert.
Um Informatikprobleme in Zukunft zu vermeiden, will der Bundesrat Grossvorhaben der
Informations- und Kommunikationstechnik (IKT) unter der Federführung der
Eidgenössischen Finanzkontrolle systematisch überprüfen lassen. Dies beschloss die
Regierung Ende März an einer Sitzung und legte Mitte April einen entsprechenden
Masterplan vor. Aufgrund des Scheiterns von Insieme warten die veralteten
Informatiksysteme in der Steuerverwaltung noch immer auf eine Erneuerung. Mitte April
ermächtigte der Bundesrat das EFD, für ein neues Programm mit dem Namen „Fiscal-
IT“ einen Verpflichtungskredit über CHF 85,2 Mio. zu beantragen. Eine Vereinfachung
des Projektmanagements, die Gliederung in Teilprojekte und die Schaffung einer EFD-
internen, zentralen Organisationseinheit Informatik sollen das Gelingen des Projektes
sicherstellen. Wie dringend Kontrollmassnahmen bei der IKT sind, zeigten Probleme mit
weiteren Informatikprojekten. Im Februar wurde bekannt, dass das Bundesamt für
Umwelt (BAFU) aufgrund eines Korruptionsfalls ein Grossprojekt abbrechen musste und
so rund CHF 6,1 Mio. verlustig gingen. Mitte Mai wurde in der Sonntagspresse ein
Scheitern des mit rund CHF 110 Mio. finanzierten Projektes „Gever“ vermutet, das Daten
und Dokumente der Bundesverwaltung erfassen und verbinden sollte. Der
Rahmenvertrag sei ausgeschöpft und die Vertragsdauer überschritten. Auch das neue
Abhörsystem des Bundes „Interception System Schweiz (ISS)“, das den
Strafverfolgungsbehörden ein technisch besseres Abhören von Kriminellen erlaubt
hätte, geriet in den Fokus der Medien: Das 2010 für CHF 18 Mio. eingekaufte System
konnte nicht umgesetzt werden und mit einem Zusatzkredit von CHF 13 Mio. musste im
September ein Alternativprojekt aufgegleist werden. Anfang Oktober kritisierte die
Finanzkontrolle die massiven Kostenüberschreitungen, die zeitlichen Verzögerungen
und die fehlende Beschaffungstransparenz beim CHF 100 Mio. teuren
Strassendatenbankenprojekt „Mistra“. 23
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Das Postulat Viola Amherd (cvp, VS) wurde von der grossen Kammer im Rahmen der
aktuellen Debatte zum Beschaffungswesen von ICT-Projekten überwiesen (vgl. auch Mo.
Maier, Mo. Noser und Po. FDP). Amherd forderte eine Prüfung von griffigeren
Massnahmen im Gesetz über die Finanzkontrolle. Beim Insieme-Debakel habe sich
gezeigt, dass die Finanzkontrolle ermittlungsrelevante Sachverhalte erst nach
Zustimmung des betroffenen Departementes an die Strafverfolgungsbehörden
weitergeben konnte. Dies sei zu ändern. Obwohl der Bundesrat in seiner Stellungnahme
aufzuzeigen versuchte, dass diese Regelung im Finanzkontrollgesetz im Fall Insieme
keine Probleme verursacht habe, nahm der Nationalrat das Postulat mit 130 zu 53
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Stimmen an. 24

Parlamentsmandat

Die Digitalisierung bringt es mit sich, dass auch der Parlamentsbetrieb mit
verschiedenen Ratings und Rankings vermessen werden kann, welche die Arbeit, den
Einfluss oder die ideologische Positionierung der Parlamentsmitglieder zu bestimmen
versuchen. Der Versuch, anschauliche Ranglisten zu erstellen und so auch durch
Personalisierung die Komplexität von Politik zu reduzieren, dient vor allem den Medien,
die sich auch 2019 den verschiedenen Analysen widmeten.

Den Beginn machte Anfang Juli eine neue Plattform namens «politik.ch» mit einer
Auswertung der Präsenz während der ganzen bisherigen 50. Legislatur. «Präsenz»
wurde dabei mit der Teilnahme an den total 4'076 Abstimmungen, die im Nationalrat bis
zur vorletzten Session durchgeführt wurden, gemessen. Zum «Absenzenkönig von
Bern» – so die Aargauer Zeitung, die über die Studie berichtete – wurde Roger Köppel
(svp, ZH) gekürt. Er habe 22.4 Prozent aller Abstimmungen «geschwänzt», gefolgt von
Martin Bäumle (glp, ZH; 21.9%) und Hans Grunder (bdp, BE; 21.7%). Frauen stimmten
tendenziell disziplinierter ab, schloss die Zeitung, weil sich am anderen Ende der Skala
Andrea Geissbühler (svp, BE), Barbara Keller-Inhelder (svp, SG) und Sandra Sollberger
(svp, BL) fanden, die alle weniger als sechs der über 4'000 Abstimmungen verpasst
hatten. Die Aargauer Zeitung liess die Protagonisten zu Wort kommen. Bei wichtigen
Abstimmungen sei er vor Ort, nicht aber, wenn «das ausufernde Berufsparlament mit
sich selbst beschäftigt» sei, verteidigte sich Roger Köppel. «Das Volk» habe sie ins
Parlament gewählt und erwarte, dass sie an den Abstimmungen teilnehme, befand
hingegen Andrea Geissbühler. Im Schnitt hatten die Nationalrätinnen und Nationalräte
drei Prozent der Abstimmungen verpasst. Im Tages-Anzeiger wurde daran erinnert, dass
«immer brav auf dem ehrwürdigen Nationalratssessel zu sitzen» nicht mit politischem
Einfluss gleichzusetzen sei. Die wichtigsten Entscheidungen fielen nicht im Ratssaal,
sondern «in den Kommissionen, in den Hinterzimmern des Bundeshauses und den
Salons des Bellevue-Hotels».

Einen Versuch, diese Art von Einfluss zu messen, unternahm die Sonntagszeitung mit
ihrem alle zwei Jahre publizierten «Parlamentarier-Rating». Hier erhält Punkte, wer
viele Reden hält, in wichtigen Kommissionen sitzt und erfolgreich Vorstösse einreicht;
wer innerhalb der eigenen Partei wichtige Funktionen innehat, einer starken Fraktion
angehört, hohe Medienpräsenz hat und ausserhalb des Parlaments gut vernetzt ist. Wie
schon zwei Jahre zuvor wies die Zeitung SP-Parteipräsident Christian Levrat (sp, FR) als
«mächtigsten» Parlamentarier aus, gefolgt von Pirmin Bischof (cvp, SO) und Thomas
Aeschi (svp, ZG). Levrat sei «immer dabei, wenn es in der Schweizer Politik etwas
anzuschieben oder zu blockieren» gelte. Allerdings falle die SP-interne grosse Lücke
hinter Levrat auf. In den Top Ten gebe es kein weiteres SP-Mitglied, was darauf
hindeute, dass die parteiinterne Erneuerung wohl noch nicht geschafft sei.
Ausgerechnet bei den Frauen schneide die SP schlecht ab. Unter den 15 höchst
bewerteten Frauen – diese Liste wurde von Tiana Angelina Moser (glp, ZH; total Rang 6)
und Lisa Mazzone (gp, GE; Rang 13) angeführt – fänden sich lediglich zwei Genossinen:
Maria Carobbio Guscetti (sp, TI; Rang 23) und Barbara Gysi (sp, SG; Rang 34). Für das
Rating berücksichtigt wurden nur jene Parlamentsmitglieder, die seit Beginn der
Legislatur in den Räten gesessen hatten und bei den eidgenössischen Wahlen 2019
wieder antreten wollten. Entsprechend war der 173. Rang auch der letzte. Dort befand
sich Bruno Walliser (svp, ZH). Indem die Sonntagszeitung die Rangierung hinsichtlich
Medienpräsenz mit der Gesamtrangierung verglich, machte sie auch «die grössten
Blender» aus. Die drei Zürcher Abgeordneten Claudio Zanetti (svp), Roger Köppel (svp)
und Regine Sauter (fdp) seien zwar «Lieblinge der Medien», spielten im Parlament aber
«eine bescheidene Rolle». 

Auf der Basis der Abstimmungen im Nationalrat berechnete die Sonntagszeitung in
einer weiteren Analyse, wie häufig alle Volksvertreterinnen und -vertreter bei
Gesamtabstimmungen in der 50. Legislatur zur Mehrheit gehört hatten. Wenig
überraschend fanden sich auf den vorderen Rängen – die Sonntagszeitung nannte sie
«die Erfolgreichsten» – Mitglieder der CVP- und der BDP-Fraktion, die jeweils mit links
oder rechts oder innerhalb einer grossen Koalition Mehrheiten schaffen. Angeführt
wurde die Liste von Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL), die bei 98.5 Prozent aller
Gesamtabstimmungen gleich wie die Mehrheit gestimmt hatte, was ihr in der
Weltwoche den Titel «[d]ie mit dem Strom schwimmt» einbrachte. Auf Platz zwei und
drei folgten Viola Amherd (cvp, VS; 98.3%) und Géraldine Marchand-Balet (cvp, VS;
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98.2%). Bei den 68 «Erfolglosesten» handelte es sich durchgängig um SVP-
Fraktionsmitglieder, angeführt von Erich Hess (svp, BE; 46.8%), Toni Brunner (svp, SG;
48.8)%) und Pirmin Schwander (svp, SZ; 49.8%). 

Mitte Oktober warteten dann schliesslich die NZZ und Le Temps mit ihrem alljährlich
erscheinenden «Parlamentarier-Rating» auf. Erneut wiesen die auf der Basis des
Abstimmungsverhaltens vorgenommenen Positionierungen der Parlamentsmitglieder
auf einer Skala von -10 (ganz links) bis +10 (ganz rechts) auf eine zunehmende
Homogenisierung innerhalb der Parteien hin. Insbesondere an den Polen habe die
Fraktionsdisziplin ein noch nie gekanntes Ausmass erreicht, so die NZZ. So hätten sich
die Mitglieder der SP-Fraktion vor den Wahlen 2015 auf einer Skalen-Spannweite von
3.4 Punkten verteilt, im aktuellen Rating betrage dieser Wert lediglich noch 1.2 Punkte.
Die Extrempositionen in der SP besetzten im aktuellen Rating Silvia Schenker (sp, BS;
-10.0) und Adrian Wüthrich (sp, BE; -8.8). Eine im Vergleich zu 2015 wesentlich grössere
Fraktionsdisziplin wiesen bei dieser Berechnung auch die Grünen auf. Lagen das am
meisten linke und am meisten rechte grüne Fraktionsmitglied 2015 noch um 2.7
Skalenpunkte auseinander, trennten Maya Graf (gp, BL; -9.2) und die drei ganz am linken
Rand politisierenden Michael Töngi (gp, LU; -10.0), Irène Kälin (gp, AG; -10.0) und Regula
Rytz (gp, BE; -10.0) im Jahr 2019 lediglich noch 0.8 Skalenpunkte. Damit waren die
Grünen im Durchschnitt erstmals seit 2011 wieder weiter links positioniert als die SP:
«Les Verts n'ont jamais été aussi à gauche», war dies Le Temps gar die Überschrift der
Analyse wert. Am anderen Ende der Skala, bei der SVP, verringerte sich der Wert der
Spannweite von 3.7 auf 1.2 Punkte – ohne Berücksichtigung von Roberta Pantani (lega,
TI), die zwar der SVP-Fraktion angehört, aber die Lega vertritt und mit einem Wert von
8.2 die am weitesten «linke» Position in der SVP-Fraktion im Nationalrat vertrat. Gleich
drei SVP-Nationalräte politisierten ganz rechts aussen und wiesen einen Skalenwert von
10.0 aus: Toni Brunner, Luzi Stamm (svp, AG) und Adrian Amstutz (svp, BE). Jean-Pierre
Grin (svp, VD) fand sich bei Position 8.8 und war damit das am weitesten links
positionierte Mitglied der SVP im Nationalrat. Selbst bei der CVP war eine
Disziplinierung festzustellen: Es zeigte sich im Vergleich zu 2015 ein Rückgang der
Spannweite von 3.6 auf 2.6 Punkte, wobei die Fraktion im Vergleich zum Vorjahr
zahlreiche Mitglieder leicht rechts von der Mitte aufwies und sich von -1.0 (Dominique
de Buman; cvp, FR) bis 1.6 (Philipp-Matthias Bregy; cvp, VS) erstreckte. Die der CVP-
Fraktion angehörenden EVP-Mitglieder waren wesentlich weiter links als ihre Fraktion:
Niklaus Gugger (ZH) wurde auf der Skala bei -4.2 und Marianne Streiff-Feller (BE) bei
-4.3 eingestuft. Die restlichen drei Fraktionen hingegen waren im Vergleich zu 2015
heterogener geworden. Bei der FDP war die Zunahme von 2.5 auf 2.6 Skalenpunkte
freilich minim. Die Fraktionsgrenzen wurden bei den Freisinnigen von Walter Müller
(fdp, SG; 4.5) und Christa Markwalder (fdp, BE; 1.9) eingenommen. Grössere Sprünge
machten die BDP und die GLP. Während sich bei der BDP die Spannweite im Vergleich
zu 2015 von 1.2 auf 2.0 fast verdoppelte – wie schon 2015 deckte Rosmarie Quadranti
(bdp, ZH; -1.7) die linke Flanke ab, während sich Hans Grunder (bdp, BE; 0.3) am rechten
Rand der BDP positionierte – wuchs die Heterogenität innerhalb der traditionell
eigentlich sehr homogenen GLP von 0.5 auf 2.7 Skalenpunkte an. Hauptgrund dafür war
Daniel Frei (glp, ZH), der von der SP in die GLP gewechselt hatte und mit seiner Position
von -5.7 zwar weit weg vom rechten Rand der SP (-8.8), aber auch weit weg vom linken
Rand der bisherigen GLP-Mitglieder war. Dieser wurde von Kathrin Bertschy (glp, BE;
-3.5) eingenommen, die in der Tat lediglich 0.5 Skalenpunkte von Martin Bäumle (-3.0),
also dem rechten GLP-Rand, positioniert war. Die politische Landschaft verarme,
schloss die NZZ aus diesen Zahlen. Vor allem zwischen den Mitte- und den Polparteien
klaffe eine Lücke. Dort hätten früher moderate SVP- und SP-Vertreter als Brückenbauer
gewirkt. Schuld für die zunehmende Fraktionsdisziplin seien aber nicht nur die
Parteizentralen, sondern auch die wachsende Zahl an zu behandelnden Geschäften, bei
denen Parlamentsmitglieder keine fundierte eigene Meinung mehr bilden könnten und
deshalb gemäss der Empfehlung der Parteileitung stimmten. 
Die zahlreichen auf die neue Legislatur 2019 bis 2023 hin angekündigten Rücktritte im
Ständerat veranlasste die Verfasser des Ratings zur Spekulation eines Rechtsrutschs der
kleinen Kammer nach den Wahlen 2019. Die politische Mitte des Ständerats befinde
sich bei Pirmin Bischof, also bei -2.8. Da elf zurücktretende Kantonsvertreterinnen und
-vertreter links und lediglich sieben rechts von Bischof seien und alle zurücktretenden
im Schnitt deutlich linker (-5.3) positioniert seien als die wieder antretenden (-2.3),
stellten die Ständeratswahlen vor allem für Mitte-Links eine Herausforderung dar, so
die NZZ. Eindrücklich liess sich dies anhand von Raphaël Comte (fdp, NE) nachzeichnen.
Der Neuenburger Freisinnige positionierte sich mit -5.7 näher bei Daniel Jositsch (sp,
ZH), der mit -6.8 den rechten Rand der SP in der kleinen Kammer besetzte, als bei
seinem am weitesten rechts positionierten Fraktionskollegen Philipp Müller (fdp, AG;
4.5) und dem Schnitt der FDP (2.3). Da Comte nicht mehr antrete, sei wohl auch in der
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FDP mit einem Rechtsrutsch in der kleinen Kammer zu rechnen. 25

Organisation der Bundesrechtspflege

In seiner Stellungnahme begrüsste der Bundesrat die geplante vorläufige Aufstockung
der Richterstellen am Bundesverwaltungsgericht, um damit die in der
Asylgesetzrevision beschlossene Beschleunigung der Asylverfahren umsetzen zu
können. Seiner Empfehlung, den von der RK-SR vorgelegten Entwurf anzunehmen,
kamen in der Frühjahressession sowohl der Stände- als auch der Nationalrat nach. 
Freilich kam es in beiden Kammern zu kleineren Diskussionen. Im Ständerat beantragte
Thomas Minder (parteilos, SH) nicht auf die Vorlage einzutreten, um damit einerseits
auf die mit seinen Worten «absurde Tatsache» hinzuweisen, dass jeder Asylantrag sogar
von Dublin-Fällen von einem kostenlosen Anwalt begleitet werde, obwohl dort ja
eigentlich der Erststaat zuständig sei. Unmittelbare Folge davon sei nun diese
Forderung nach Aufstockung der Richterstellen. Darüber hinaus war der Angehörige der
SVP-Fraktion skeptisch, ob die Aufstockung tatsächlich wie versprochen nach 2019
wieder rückgängig gemacht würde. Früher habe das Bundesverwaltungsgericht zudem
mit weniger Stellen mehr Fälle in kürzerer Zeit bearbeitet. Im Nationalrat übernahm
Pirmin Schwander (svp, SZ) mit denselben Argumenten den Part des Mahners. Freilich
fanden diese Minderheiten-Argumente jeweils nur bei den SVP-Fraktionskolleginnen
und -kollegen Anklang. Im Nationalrat konnten sich Viola Amherd (cvp, VS) und Bernhard
Guhl (bdp, AG) denn auch Seitenhiebe gegen die Volkspartei nicht verkneifen. Amherd
erinnerte daran, dass es bei dieser Vorlage auch um die Umsetzung des Volkswillens
gehe und Guhl warf der SVP vor, es gehe ihr nur darum, ein Problem zu bewirtschaften,
anstatt es auch zu lösen. Die Opposition von rechts widerspiegelte sich schliesslich
auch in der Schlussabstimmung, bei der die Verordnung im Nationalrat mit 132 zu 65
Stimmen und im Ständerat mit 38 zu 4 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) gutgeheissen
wurde. 26
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Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Dem Kanton Wallis stand anlässlich der Nationalratswahlen 2015 neu ein zusätzlicher,
achter Sitz zu. Um diesen und die restlichen sieben Sitze kämpften 173 Kandidierende
auf 33 verschiedenen Listen. Die hohe Listenzahl – nur zwei weniger als im Kanton
Zürich – war hauptsächlich den zahlreichen regionalen Listen geschuldet, welche sich
zumeist zwischen Valais Romand und dem Oberwallis aufteilten. Der Frauenanteil auf
den Listen betrug insgesamt 26% (2011: 26.5%). Die Grünen, die Sozialdemokraten und
die CSP Centre Gauche beschlossen eine gemeinsame Listenverbindung – inklusive
ihrer jeweiligen Jungparteien. Dies war insofern nicht selbstverständlich, als es vor vier
Jahren beinahe zum Bruch zwischen Rot-Grün gekommen war. Die CVP, die FDP und
die SVP traten jeweils alleine an, verbanden also einzig ihre parteiinternen Listen und
jene ihrer Jungparteien. Somit blieb in Sachen «Listen-Arithmetik» die Ausgangslage
gegenüber den letzten Wahlen gleich. Einzig die damals erfolglosen Kandidaten der BDP
und der alternativen Linken fehlten dieses Mal auf den Wahlunterlagen. 
Im Vorfeld gaben drei politische Schwergewichte ihren Rücktritt bekannt. Bei den
Sozialdemokraten trat der ehemalige Nationalratspräsident Stéphane Rossini nicht
mehr an. Bei der CVP machte Parteipräsident Christophe Darbellay bekannt, dass er
sowohl sein Mandat als Präsident als auch jenes als Nationalrat abgeben werde.
Schliesslich erklärte auch SVP-Nationalrat Oskar Freysinger seinen Rücktritt, da er 2013
in den Walliser Staatsrat gewählt worden war.
Der nationale Trend, welcher FDP und SVP im Aufwind sah, galt auch für das Wallis als
wahrscheinliches Szenario. Bei den Freisinnigen trat Jean-René Germanier nochmals
an, nachdem ihm von der Partei ausnahmsweise die Kandidatur für eine vierte Amtszeit
erlaubt wurde. Er bekam jedoch harte Konkurrenz von seinem aufstrebenden
Parteikollegen Philippe Nantermod. Bei der SVP galt der Oberwalliser Franz Ruppen als
wahrscheinlichster Nachfolger von Oskar Freysinger. Den Sozialdemokraten hingegen
wurde ein schwieriger Kampf um die Verteidigung ihrer zwei Sitze vorausgesagt. Der
Bisherige Mathias Reynard war der unbestrittene Spitzenkandidat, welcher als
Wahllokomotive die SP vor einem Sitzverlust retten sollte. Hinter ihm reihten sich
Kantonalpräsident Gaël Bourgeois, Olivier Salamin und der einzige Oberwalliser auf der
gesamtkantonalen SP-Liste, German Eyer, ein. Für die CVP, schliesslich, war das Wallis
noch eine der wenigen traditionellen Bastionen, in welcher von ihr auch weiterhin ein
starkes Abschneiden erwartet wurde. Zudem war rechnerisch ein Sitzverlust für die
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Christdemokraten recht unwahrscheinlich, weswegen die CVP eher auf einen
möglichen zusätzlichen vierten Sitz schielte. Die erfolgreiche Verteidigung der Mandate
von Viola Amherd und Yannick Buttet war abzusehen. Als mögliche Nachfolgerin von
Christophe Darbellay wurde Géraldine Marchand-Balet gehandelt, aber auch Davide
Théoduloz durfte sich Hoffnungen machen. Kaum Chancen wurden den Grünen und der
CSP Centre Gauche zugerechnet. Beide Parteien hatten Mühe damit, bekannte
Persönlichkeiten auf ihre Listen zu setzen.

Am Wahltag durfte sich neben der SVP auch die CVP – und nicht etwa die Freisinnigen –
über einen Sitzgewinn freuen. Die Christdemokraten erzielten im gesamten Kanton 30.4
Prozent der Stimmen (-0.6 Prozentpunkte), während die CSP Oberwallis – Teil der
nationalen CVP – auf zusätzliche 9.3 Prozent kam (+0.4%). Géraldine Marchand-Balet
ersetzte bei der CVP Christophe Darbellay und Roberto Schmidt holte sich für die CSP
Oberwallis einen Sitz zurück. Viola Amherd und Yannick Buttet wurden beide deutlich
wiedergewählt, letzterer gar als bestgewählter Nationalrat im Kanton. Bei der SVP
ersetzte Franz Ruppen wie erwartet Oskar Freysinger. Zudem schaffte Jean-Luc Addor
neu den Einzug in die grosse Kammer. Die Partei gewann 2.4 Prozentpunkte an
Wähleranteil (neu: 22.1%), vor allem dank des Zuwachses im Oberwallis. Die Sitzgewinne
der CVP und der SVP hatten zur Folge, dass die SP eines ihrer beiden Mandate nach vier
Jahren wieder abgeben musste. Mathias Reynard schaffte die Wiederwahl klar, wogegen
der Sitz des abtretenden Stéphane Rossini nicht verteidigt werden konnte. Die
Sozialdemokraten verloren deutlich an Wähleranteil (-3.9 Prozentpunkte) und kamen
noch auf 13.3 Prozent aller Wählerstimmen. Die FDP verlor ebenfalls an Wähleranteil (-
0.7 Prozentpunkte, neu: 18.1%) und verpasste damit den erhofften Sitzgewinn. Jedoch
gelang es Philippe Nantermod tatsächlich den bisherigen Nationalrat Germanier aus
dem Amt zu bugsieren. Ohne Chance auf einen Sitz blieben, wie erwartet, die Grünen
mit 4.9% (-0.1 Prozentpunkte) und die CSP Centre Gauche mit 1.4% (+0.7
Prozentpunkte). Die neue, ziemlich durchmischte Walliser Delegation setzt sich nun wie
folgt zusammen: 4 CVP, 2 SVP, 1 SP und 1 FDP. Mit Viola Amherd, Roberto Schmidt und
Franz Ruppen ist das deutschsprachige Oberwallis neu mit drei Mandaten statt wie
bisher nur einem vertreten. Die Wahlbeteiligung lag im Kanton Wallis bei 59.8%. Der
Frauenanteil der Delegation stieg mit der Wahl von Géraldine Marchand-Balet auf 25
Prozent an (2011: 14%).

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Die eidgenössischen Räte überwiesen im Berichtsjahr eine Motion Amherd (cvp, VS),
welche den Bundesrat aufforderte, auf UNO-Ebene einen Resolutionsentwurf zur
Verpflichtung der Staaten einzubringen, Massnahmen zum Schutz der Kinder vor
Missbrauch im Internet zu ergreifen. Sowohl der Bundesrat als auch die ständerätliche
Rechtskommission beantragten die Annahme der Motion. Dieser Empfehlung folgten
beide Räte. 27
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En 2012, la conseillère nationale Viola Amherd (pdc, VS) avait déposé sa demande de
ratification du troisième protocole facultatif à la Convention des Nations Unies
relative aux droits de l'enfant, adopté le 19 décembre 2011 par l'Assemblée générale de
l'ONU. Grâce à ce nouveau protocole facultatif, le Comité des droits de l'enfant peut
examiner des plaintes individuelles d'enfants pour violation de leurs droits, ce qui
permet de renforcer la protection internationale des droits de l'enfant.
Le 22 août 2012, le Conseil fédéral s'était prononcé en défaveur d'une signature de ce
protocole pour cause d'éventuels problèmes de compatibilité avec le droit suisse. Il
avait toutefois souligné l'importance de ce nouveau protocole facultatif pour les droits
des enfants et s'est donc chargé d'entreprendre des analyses complètes. Bien que le
Conseil fédéral ait proposé de rejeter la motion, les Chambres fédérales l'ont adoptée.
Le Conseil national l'a fait lors de la session d'automne 2013 par 137 voix contre 41 (11
abstentions), suivi du Conseil des Etats le 17 mars 2014 par 22 voix contre 8 (2
abstentions). La Commission des affaires juridiques du Conseil des Etats s'était
préalablement également prononcé en faveur de la motion par 6 voix contre 3. 28
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Suite à la motion déposée en 2012 par la conseillère nationale Viola Amherd (pdc, VS), le
Conseil fédéral a, à la fin de l'année 2015, soumis au Parlement un projet d'arrêté
fédéral concernant l'approbation du troisième protocole facultatif à la Convention
relative aux droits de l'enfant. Le protocole en question introduit principalement des
mécanismes de communication et de contrôle afin de garantir que les droits dont la
Convention onusienne fait mention soient pleinement observés.
La chambre des Etats, en tant que premier conseil, s'est prononcée sans opposition en
faveur de l'entrée en matière en septembre 2016. L'objet fédéral a cependant suscité
davantage de débat en décembre 2016, parmi les rangs du Conseil national. Portant la
voix de l'Union démocratique du centre, Andrea Martina Geissbühler (udc, BE) a dans un
premier temps tenu à souligner la nature exclusivement procédurale de ce troisième
protocole, ne comportant aucune réelle disposition juridique et ne contribuant donc
que de manière infime et partielle à une meilleure protection de l'enfant. Une critique
à laquelle se sont ajoutées les remarques de son collègue de parti Yves Nidegger (udc,
GE), appelant à user du droit international avec modération et à y recourir en dernière
instance uniquement, soit lorsque les moyens communaux, cantonaux et finalement
nationaux s'avèrent insuffisants. A l'opposé de l'échiquier politique helvétique, la
genevoise Lisa Mazzone (verts, GE) a, lors de son intervention, soulevé l'importance du
symbole que représentait l'engagement de la Suisse pour le respect des droits de
l'enfant vis-à-vis de la communauté internationale. La chambre basse s'est finalement
montrée favorable à la proposition du Conseil fédéral lors du vote sur l'ensemble (116
voix pour et 66 contre).
Le projet a en définitive été accepté par chacune des deux chambres lors du vote final
du 16 décembre 2016 (132 voix pour et 66 contre au Conseil national; 39 voix pour, 1
contre et 3 abstentions au Conseil des Etats). 29

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.12.2016
AUDREY BOVEY

Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

Unter dem Titel Förderung der Blutstammzellenspende in der Schweizer Armee wurde
von Nationalrat Darbellay (cvp, VS) ein recht allgemein gehaltenes Anliegen formuliert.
Der Bundesrat wurde aufgefordert zu prüfen, inwiefern die Armee zu einer
Verbesserung der Stammzellenspende beitragen könnte. Der Postulant stellte sich vor,
dass in der Gesamtheit von jungen und gesunden Stellungspflichtigen geeignete
Kandidaten für eine Erweiterung des Registers von Spendern zu finden wären. Insofern
wird vorgeschlagen, dass diesen jungen Menschen auf freiwilliger Basis die Möglichkeit
gegeben wird, sich als Spender zur Verfügung zu stellen, wobei die Koordination beim
Batallionsarzt läge. Der Bundesrat sah hierin jedoch keine Verbesserung der
Stammzellenspende, da es seiner Ansicht nach eines Obligatoriums bedürfe, wofür
jedoch die gesetzliche Grundlage fehle. Aus einer medizinischen Sicht sei der Vorschlag
hingegen zu begrüssen. Allerdings sah der Bundesrat eher Chancen im Bereich von
Information und Motivation, nicht aber aufgrund institutionalisierter Massnahmen.
Solche würden lediglich in Koordination mit Public-Health-Kampagnen des BAG
umgesetzt, wie das beispielsweise im Rahmen der Masernkampagne der Fall ist. Der
inzwischen von Viola Amherd (cvp, VS) übernommene Vorstoss wurde im Nationalrat mit
110 zu 68 Stimmen bei 11 Enthaltungen gegen den Willen des anwesenden
Verteidigungsministers angenommen. 30

POSTULAT
DATUM: 10.03.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Wirtschaft

01.01.90 - 01.01.20 19ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Wirtschaftspolitik

Wirtschaftspolitik

In der Herbstsession 2016 forderte der Nationalrat mehr Transparenz über die
wirtschaftlichen Auswirkungen der Bundesaktivitäten in den Kantonen und überwies
mit 106 zu 81 Stimmen bei einer Enthaltung ein Postulat Amherd (cvp, VS), welches den
Bundesrat dazu verpflichten will, alle vier Jahre Bericht über die Wertschöpfung von
Arbeitsplätzen wie auch von Arbeitsvergaben zu erstatten. Der Bundesrat sprach sich
gegen die Annahme des Postulats aus, unter anderem weil dadurch die administrative
Belastung der Wirtschaftssubjekte steigen würde. Eine interessante Koalitionsbildung
förderte die Abstimmung zutage: Die Vertreterinnen und Vertreter der SVP und der BDP
sowie die Grünliberalen schlugen sich geschlossen auf die Seite des Bundesrates, die
anderen Fraktionen, inklusive der wirtschaftsliberalen FDP, stimmten für das Postulat. 31

POSTULAT
DATUM: 22.09.2016
DAVID ZUMBACH

Konjunkturlage- und politik

La mise en vigueur, en 2008, de la réforme de la péréquation financière (RPT) a eu une
incidence sur la politique régionale et la répartition de la substance fiscale. En effet,
seules les dépenses de transfert sont désormais astreintes à une volonté de réduction
des disparités régionales, alors que les dépenses d’achat et de personnel s’effectuent
selon des critères économiques. Face à cette modification, Viola Amherd (pdc, VS) a
déposé un postulat pour améliorer la transparence des retombées économiques des
activités de la Confédération dans les cantons. 
Au final, le rapport indique qu’avec la RPT, chaque canton se positionne comme
contributeur ou bénéficiaire net en fonction de son potentiel de ressource. Grâce à
l’impôt fédéral direct, l’origine de la substance fiscale par canton est connue. Ainsi, la
réduction des disparités régionales s’effectue principalement lors de l’établissement
du budget de la Confédération qui vise une redistribution des cantons contributeurs
vers les cantons bénéficiaires. Le Conseil fédéral conclue donc que la réduction des
disparités régionales est réalisée lors des paiements annuels de la RPT. 32

BERICHT
DATUM: 31.10.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Netz und Vertrieb

Eine Motion Amherd (cvp, VS) für eine Lastenverteilung bei der Erneuerung des
Hochspannungsnetzes war am 6. Mai 2014 im Nationalrat mit 89 zu 82 Stimmen bei 5
Enthaltungen angenommen worden. Die Motion verlangt eine Anpassung des
Stromversorgungsgesetzes dahingehend, dass Planungsverfahren für unterirdisch
verlegte Hochspannungsleitungen beschleunigt und dass die Mehrkosten für die
unterirdische Verlegung über einen Zuschlag auf die Übertragungskosten abgegolten
werden könnten. Zusammen mit der ähnlichen, aber abgeänderten Motion Fournier
(cvp, VS) wurde am 27. November 2014 im Ständerat über die Motion Amherd diskutiert.
Die UREK-SR empfahl die Ablehnung, ein Antrag Recordon (gp, VD) bat jedoch um
Zustimmung. Während die allgemeiner gefasste Motion Fournier angenommen wurde,
lehnte die kleine Kammer die Motion Amherd mit 24 zu 16 Stimmen ab. 33

MOTION
DATUM: 06.05.2014
NIKLAUS BIERI

Verkehr und Kommunikation
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Verkehrspolitik

Zu Jahresbeginn unterbreitete der Bundesrat dem Parlament seine Botschaft zur
Anpassung des Bundesbeschlusses über das Nationalstrassennetz und zu dessen
Finanzierung. Die Vorlage umfasst die Übernahme von rund 376 Kilometern
bestehender Strassen ins Nationalstrassennetz, Finanzierungsmassnahmen für die
damit verbundenen Mehrausgaben des Bundes und die Aufnahme von zwei
Netzergänzungen zur Engpassbeseitigung. 387 Kilometer bestehende
Strassenverbindungen in Agglomerationen und peripheren Landesteilen sollen
aufgenommen werden, die 11 Kilometer lange Verbindung zwischen Bargen und
Schaffhausen soll hingegen aus dem Nationalstrassennetz entlassen werden, da sie
nicht mehr von nationaler Bedeutung sei. Für Betrieb und Unterhalt der dem
Nationalstrassennetz zugeschlagenen Strassen rechnet der Bund mit jährlichen
Mehraufwendungen von CHF 305 Mio. Rund CHF 30 Mio. will der Bund an Beiträgen
sparen, welche die Kantone nicht mehr als Beiträge an die vom Bund übernommenen
Strassen erhalten. Mit der Erhöhung des Preises für die Autobahnvignette von CHF 40
auf neu CHF 100 pro Jahr sollen die fehlenden CHF 275 Mio. finanziert werden. Die
Erhöhung des Vignettenpreises war sehr umstritten: So stellte die Kommission für
Verkehr und Fernmeldewesen des Nationalrates mit 8 gegen 8 Stimmen bei 8
Enthaltungen und mit Stichentscheid des Präsidenten den Antrag, den Preis der
Autobahnvignette nicht auf CHF 100, sondern nur auf CHF 70 zu erhöhen. Im Plenum
des Nationalrats wurden weitere Anträge diskutiert: Der Antrag Baader (svp, BL)
forderte Nichteintreten auf die Vorlage 2 (Finanzierung), da der Preis für die
Autobahnvignette nicht erhöht werden dürfe. Das Plenum folgte dem Antrag nicht und
trat auf alle vier Teile der Vorlage ein. Die SVP-Fraktion vertrat in der Debatte den
Minderheitenantrag II Wobmann (svp, SO), der eine Erhöhung des Vignettenpreises
generell ablehnt und bei CHF 40 bleiben will. Die SP-Fraktion unterstützte den
Kommissionsantrag, den Vignettenpreis nur auf CHF 70 statt auf CHF 100 zu erhöhen.
Die Grünen und die Grünliberalen votierten ebenfalls für CHF 70. Der
Minderheitenantrag Teuscher (gp, BE) sieht unabhängig vom Preis der Vignette vor, dass
dieser alle fünf Jahre an die Teuerung angepasst wird. Dieser Antrag blieb jedoch
chancenlos, da die Anpassung an die Teuerung zu unerwünscht ungeraden Beträgen
führen würde. Die FDP-, CVP/EVP- und BDP-Fraktionen unterstützten den
Minderheitenantrag I Amherd (cvp, VS) bzw. die Kommissionsminderheit, welche dem
bundesrätlichen Vorschlag folgen und die Preiserhöhung auf CHF 100 festsetzen wollte.
Im Plenum setzte sich schliesslich die Erhöhung des Vignettenpreises auf CHF 70
durch. Der Ständerat folgte hingegen dem bundesrätlichen Entwurf und stimmte mit
grosser Mehrheit für einen Vignettenpreis von CHF 100. In der Differenzbereinigung
blieben sich die Räte treu, der Nationalrat beharrte weiterhin auf einem Preis von CHF
70, der Ständerat hiess die Erhöhung auf CHF 100 erneut gut. Das Geschäft wird 2013
im Nationalrat weiterverhandelt. 34

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.12.2012
NIKLAUS BIERI

Strassenverkehr

In der Wintersession überwies der Nationalrat mit 169 zu 11 hauptsächlich grünen
Stimmen ein Postulat Hany (cvp, ZH), das im Herbst noch bekämpft worden war. Als
Lösungsansatz für ein verbessertes Verkehrsmanagement in Stausituationen verlangt es
vom Bundesrat die Prüfung einer lokalen Umnutzung von Pannenstreifen zu
Fahrspuren. Ende Jahr wurde das Postulat von Viola Amherd (cvp, VS) übernommen. 35

POSTULAT
DATUM: 23.12.2011
SUZANNE SCHÄR

Das 2010 eingereichte Postulat Amherd (cvp, VS) zur Aufnahme der Lötschbergachse
ins Nationalstrassennetz wurde in der Sommersession des Berichtsjahres im
Nationalrat verhandelt. Das Postulat fordert die Aufnahme des Strassenabschnitts
zwischen Spiez und Gampel/Steg inklusive Autoverlad Kandersteg-Goppenstein ins
Nationalstrassennetz. Verkehrsministerin Leuthard wehrte sich im Plenum ohne Erfolg
gegen die artfremde Übernahme eines Schienenabschnitts in das Nationalstrassennetz:
Das Plenum überwies das Postulat mit 71 gegen 58 Stimmen. 36

POSTULAT
DATUM: 31.05.2012
NIKLAUS BIERI

01.01.90 - 01.01.20 21ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Nationalrätin Viola Amherd (cvp, VS) verlangte in einem Postulat vom Dezember 2014,
dass für den Transport gefährlicher Güter durch den Simplon der obligatorische
Bahnverlad geprüft werde. Sie begründete ihren Vorstoss mit den immer wieder
vorkommenden gefährlichen Zwischenfällen auf der Simplon-Passstrasse. Schon im
Januar 2015 ereignete sich erneut ein Unglück auf dieser Strecke als einem mit Aceton
beladenen Lastwagen die Bremsen versagten und er nach waghalsigen
Ausweichmanövern von der Strasse abkam und in Brand geriet. Der Bundesrat empfahl
das Postulat im Februar 2015 trotzdem zur Ablehnung. In der Debatte, welche im
September 2016 im Nationalrat geführt wurde, zeigte Bundesrätin Leuthard Verständnis
dafür, dass solche Ereignisse die Bevölkerung beschäftigten. Leuthard führte aber auch
aus, das Astra habe am Simplon jährlich CHF 30-40 Mio. in die Sicherheit investiert und
eine stehende Arbeitsgruppe prüfe laufend weitere Massnahmen. Den
Gefahrenguttransport auf die Schiene zu verlagern, sei beim Simplon keine Option. Die
grosse Kammer sah das anders und nahm die Motion mit 98 zu 94 Stimmen bei 2
Enthaltungen knapp an. 37

POSTULAT
DATUM: 21.09.2016
NIKLAUS BIERI

Der Bundesrat kam dem aus dem Postulat Amherd (cvp, VS) stammenden Auftrag, einen
Bericht zum Transport gefährlicher Güter durch den Simplon zu verfassen, im
Verlagerungsbericht 2017 nach. Darin kommt er bezüglich dem Gefahrguttransport am
Simplon zum Schluss, dass ein generelles Gefahrgutverbot auf der Simplon-Passstrasse
umsetzbar wäre, sollte ein solcher politischer Auftrag vom Parlament formuliert
werden. Bezüglich der Infrastruktur seien die notwendigen Voraussetzungen für den
Bahnverlad gegeben, sofern die Risikoanalyse positiv ausfalle. Alternativ zum Verbot
empfahl der Bundesrat im Bericht eine Selbstverpflichtung der Branche zu sicheren
und umweltfreundlichen Transporten im Alpenraum. 38

POSTULAT
DATUM: 01.12.2017
NIKLAUS BIERI

Das Postulat Amherd (cvp, VS) zum Transport gefährlicher Güter durch den Simplon
wurde im Juni 2018 vom Nationalrat abgeschrieben, nachdem das Anliegen des
Postulats 2017 Eingang in den Verlagerungsbericht 2017 gefunden hatte und der
Vorstoss vom Bundesrat im März 2018 zur Abschreibung beantragt worden war. 39

POSTULAT
DATUM: 05.06.2018
NIKLAUS BIERI

Post und Telekommunikation

Im Sommer überwies der Nationalrat stillschweigend ein im April eingereichtes Postulat
Amherd (cvp, VS), das die Schaffung von Transparenz bei der Planung und beim Bau der
Breitbandinfrastruktur forderte. Eine staatlich koordinierte Investitionsplanung, die
einer staatlich garantierten Grundversorgung gleichkommt, soll die Entwicklung eines
digitalen Grabens zwischen zentralen und peripheren Lagen verhindern helfen und
wettbewerbsregulierend eingreifen. In seiner Antwort auf das Postulat wies der
Bundesrat auf die geplante Schaffung einer Arbeitsgruppe unter der Leitung des Bakom
hin, die sich breitabgestützt mit der Thematik befassen soll. Im Frühsommer lud das
Amt Netzbetreiber, Verbände, Gemeinden, Elektrizitätswerke, Regionen und Kantone
zur Mitarbeit in der Arbeitsgruppe NGA (next generation access) ein. 40

POSTULAT
DATUM: 17.06.2011
SUZANNE SCHÄR

Der Auftrag einer ursprünglich auch von der Frage nach der Verfügbarkeit von neuen
Kommunikationstechnologien in peripheren Landesteilen motivierten
parlamentarischen Initiative Maissen (cvp, GR) (03.465), eingereicht 2003, wurde von
der KVF des Ständerates in eine Motion aufgenommen, welche im Parlament 2005 bzw.
2006 angenommen worden ist. Die Motion fordert eine allgemeine
Verfassungsbestimmung über die Grundversorgung, welche nicht auf einzelne
Sachbereiche beschränkt ist und auf abschliessende Aufzählung der betroffenen
Gebiete verzichtet. Im Dezember 2011 hatte der Bundesrat den Bericht zur Motion
eingereicht und beantragt, die Motion abzuschreiben. Der Bericht wurde im Juni des
Berichtjahres im Nationalrat behandelt. Voten, welche den Mehrheitsantrag
(Abschreibung der Motion) stützten, wiesen mehrfach darauf hin, dass der Zugang zur
Grundversorgung allgemein in Artikel 43a Absatz 4 der Bundesverfassung garantiert und
dass die Grundversorgung darüber hinaus im Kommunikations-, Verkehrs- und Post-
/Fernmeldebereich in entsprechenden Gesetzen im Detail geregelt seien. Trotzdem
stimmte eine Mehrheit (der Mitte-Links-Fraktionen sowie Teilen der SVP) schliesslich
dem Minderheitsantrag Amherd (cvp, VS) (Nichtabschreiben der Motion) zu, in der
Meinung, dass eine allgemeine Verfassungsbestimmung zur Grundversorgung entgegen
der Einschätzung des Bundesrates durchaus notwendig sei. 41

MOTION
DATUM: 01.06.2012
NIKLAUS BIERI
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Regional differenzierte Erreichbarkeitsvorgaben in der postalischen Grundversorgung
forderte Nationalrätin Amherd (cvp, VS) mit einer im Juni 2016 eingereichten Motion.
Zwar würden die Erreichbarkeitsvorgaben der Postverordnung (Erreichbarkeit innert 20
Minuten für 90 Prozent der Bevölkerung für das Poststellennetz, innert 30 Minuten für
90 Prozent der Bevölkerung für Dienstleistungen im Zahlungsverkehr) eingehalten, aber
weil nur der nationale Durchschnitt berechnet werde, sei klar, dass die ländliche
Bevölkerung benachteiligt werde. Die Erreichbarkeitsvorgaben seien deshalb regional
zu differenzieren. 
Bundesrätin Leuthard hielt im Nationalrat Ende Mai 2017 entgegen, die geltenden
Vorgaben seien vom Parlament so gewollt und sie seien vernünftig. Man könne nicht
immer nur den Abbau von Poststellen beklagen, ohne festzustellen, dass bei den
Postagenturen ein Ausbau stattfindet – das sei nicht korrekt. Der Aufruf der
Bundesrätin zur Korrektheit verhallte ungehört: Die grosse Kammer nahm die Motion
mit 113 zu 79 Stimmen (0 Enthaltungen) an. 
Der Ständerat behandelte die Motion im November 2017. 42

MOTION
DATUM: 30.05.2017
NIKLAUS BIERI

Eine im Juni 2016 eingereichte Motion von Nationalrätin Amherd (cvp, VS) verlangte
Mehr Transparenz in der Erfüllung der postalischen Grundversorgung. Der Bundesrat
solle für mehr Transparenz bei der Einhaltung der Grundversorgungsbestimmungen
(insbesondere bezüglich der Erreichbarkeit des Poststellen- und Postagenturnetzes
und der Dienstleistungen des Zahlungsverkehrs) sorgen. Die Motion schloss an die
Motion Amherd an, welche regional differenzierte Erreichbarkeitsvorgaben für die
postalische Grundversorgung forderte, und sie wurde Ende Mai 2017 auch gleich nach
dieser behandelt. Die Motionärin stellte im Plenum fest, dass ihre Motion einerseits den
Kundendienst verbessere, andererseits aber administrativen Aufwand abbaue – dies sei
fast wie ein Sechser im Lotto. „Frau Nationalrätin, es wäre ein Sechser im Lotto, wenn
Sie die Motion zurückziehen würden!“ konterte Bundesrätin Leuthard. Die Zahl der
Zugangspunkte zu Postdienstleistungen sei seit Jahren konstant, die Erreichbarkeit
werde transparent ausgewiesen und sei mit den neusten Apps für jede Nutzerin
jederzeit einsehbar. Die Anliegen der Motion seien deshalb bereits zu hundert Prozent
erfüllt. Eine Mehrheit in der grossen Kammer sah dies anders und nahm die Motion mit
100 zu 88 Stimmen (4 Enthaltungen) an. 
Der Ständerat behandelte die Motion im November 2017. 43

MOTION
DATUM: 30.05.2017
NIKLAUS BIERI

Ende November 2017 behandelte der Ständerat gleich sieben Geschäfte zur
Postgesetzgebung in einer Debatte. Die kleine Kammer hatte über die drei Motionen
der KVF-NR zu befinden, welche im Nationalrat im Mai 2017 angenommen worden
waren und welche die gesetzliche Regelung der Aufsichtsinstrumente der Postcom, die
Stärkung des Wettbewerbs im Postmarkt und die Anpassung der
Erreichbarkeitskriterien und des Dienstleistungsangebots betrafen. Weiter wurde über
die Motionen Amherd (cvp, VS) beraten (16.3481 und 16.3482), welche eine grosse
inhaltliche Nähe zur Motion KVF-NR (17.3012) aufwiesen. Zudem beriet der Ständerat
über die Standesinitiative des Kantons Tessin und über jene des Kantons Wallis, welche
zur Unterstützung des Tessiner Vorstosses eingereicht worden war. 
In der Debatte zeigten sich die ambivalenten Gefühle, welche die Post bei den
Parlamentsmitgliedern auszulösen vermochte: So wurde die Post etwa von Paul
Rechsteiner (sp, SG) zwar als funktionierendes und dynamisches Bundesunternehmen
gelobt, auf das man stolz sei, andererseits gebe es da eine Malaise bei der
Zugänglichkeit und der Präsenz. Eine „Vergangenheitsromantik“ machte hingegen Ruedi
Noser (fdp, ZH) aus, der das veränderte Verhalten der Kundschaft und den Umbau des
Poststellennetzes als Tatsache hinnahm und nur in den Motionen zum Wettbewerb und
zu den Aufsichtsinstrumenten etwas Zukunftstaugliches sah. Bundesrätin Leuthard
zeigte sich einmal mehr verständnislos für die Debatte: Sie wies darauf hin, dass die
Schweizerische Post in internationalen Vergleichen regelmässig auf Rang 1 platziert sei,
es sei ein hervorragendes Unternehmen, das hier einfach schlecht geredet werde. „Für
mich ist das alles jetzt auch ein bisschen Klamauk, ehrlich gesagt“, wurde die
Bundesrätin deutlich. 
Die Motion KVF-NR „Gleich lange Spiesse im Schweizer Postmarkt“, vom Nationalrat im
Mai 2017 angenommen und vom Bundesrat unterstützt, war von der KVF-SR mit 10 zu 3
Stimmen zur Ablehnung empfohlen worden. Die KVF-SR begründete ihren Antrag damit,
dass der Postmarkt funktioniere und man vermeiden sollte, die Post in ihrem Geschäft
zu schwächen. Die kleine Kammer folgte ihrer Kommission mit 23 zu 18 Stimmen (0
Enthaltungen). 
Die Motion KVF-NR „Postgesetzgebung“ wurde mit einer kleinen Änderung der KVF-SR

MOTION
DATUM: 30.11.2017
NIKLAUS BIERI
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betreffend die Postagenturen vom Plenum mit 35 zu 5 Stimmen (1 Enthaltung)
angenommen, obschon Bundesrätin Leuthard festhielt, dass die Forderung bereits
erfüllt sei und es eigentlich nichts zu regulieren gebe. 
Die Motion KVF-NR „Die Aufsichtsinstrumente im Postbereich gesetzlich verankern“ war
nicht bestritten und wurde stillschweigend angenommen. 
Die beiden Motionen Amherd (16.3481 und 16.3482), die sich inhaltlich kaum von der
Motion KVF-NR zur Postgesetzgebung unterschieden, wurden vom Ständerat entgegen
dem Antrag des Bundesrates mit 34 zu 7 Stimmen (0 Enthaltungen) und mit 31 zu 9
Stimmen (1 Enthaltung) angenommen. 
Der Standesinitiative Tessin zum Poststellennetz sowie der Standesinitiative Wallis zur
Unterstützung der Tessiner Initiative wurden gemäss dem Antrag der KVF-SR keine
Folge gegeben - die Anliegen der Standesinitiativen seien in den angenommenen
Motionen bereits enthalten. 44

Der Bundesrat beantragte dem Parlament im März 2019 die Abschreibung von fünf
Geschäften zur postalischen Grundversorgung: Die Motion Amherd (cvp, VS) für
«regional differenzierte Erreichbarkeitsvorgaben in der postalischen Grundversorgung»
(Mo. 16.3481), die Motion Amherd für «mehr Transparenz in der Erfüllung der
postalischen Grundversorgung» (Mo. 16.3482), die Motion KVF-NR zur
«Postgesetzgebung» (Mo. 17.3012), die Motion KVF-SR betreffend die «strategische
Poststellennetz-Planung» (Mo. 17.3356), sowie das Postulat Reynard (sp, VS) «Die
Zukunft des Poststellennetzes geht uns alle an!» (Po. 16.3933). Der Bundesrat sah die
genannten Anliegen als erfüllt an durch die neuen Erreichbarkeitsvorgaben, die er per 1.
Januar 2019 in Kraft gesetzt hatte. 
Der Ständerat, der sich im Juni 2019 zuerst mit dem Abschreibungsantrag
auseinandersetzte, beurteilte dies anders: Die vier erstgenannten Geschäfte seien nicht
abzuschreiben, so lange nicht klar sei, ob die Anliegen mit den neuen Vorgaben des
Bundesrates an die Post auch wirklich erfüllt seien. Dies müsse sich erst zeigen. Der
Abschreibung des Postulats Reynard stimmte der Ständerat jedoch zu. 
Der Nationalrat stimmte im Juni 2019 hingegen der Abschreibung aller fünf fraglichen
Geschäfte zu: Die grosse Kammer folgte dem Antrag des Bundesrates bei diesen
Geschäften vollumfänglich. 
In der Herbstsession 2019 stimmte schliesslich auch der Ständerat der Abschreibung
der verbliebenen vier Geschäfte zu und begründete seinen Sinneswandel mit dem
Postulat KVF-NR über die «längerfristige Weiterentwicklung des Zugangs zu
Dienstleistungen der postalischen Grundversorgung», welches die Anliegen der vier
Geschäfte aufnehme und so sicherstelle, dass diese nicht aus der politischen Agenda
verschwänden. 45

MOTION
DATUM: 09.09.2019
NIKLAUS BIERI

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Ein vom Nationalrat angenommenes Postulat Amherd (cvp, VS) beauftragte den
Bundesrat, einen Bericht über die gesetzlichen Modelle zur Organspende in
verschiedenen europäischen Ländern zu verfassen. Untersucht werden solle auch, wie
sich die Lage in der Schweiz in den letzten Jahren entwickelt hat und ob Änderungen
der gesetzlichen Regelung notwendig oder prüfenswert sind. In eine ähnliche Richtung
zielte ein Postulat Favre (fdp, NE), welches zusätzlich im Bereich der Organspende eine
Evaluation über eine Revision des Transplantationsgesetzes vom aktuellen System hin zu
einer Widerspruchsregelung fordert. Diese Widerspruchsregelung wurde bereits in
Ländern wie Norwegen, Österreich, Italien und Finnland eingeführt und bedingt, dass
sich Personen, die keine Organe spenden wollen, in einem zentralen Register erfassen
lassen müssen. Der Nationalrat nahm auch dieses Postulat auf Empfehlung des
Bundesrates an. Diese Widerspruchsregelung wurde ebenfalls in einem Postulat
Gutzwiller (fdp, ZH) aufgenommen, welches neben dieser Massnahme weitere
Möglichkeiten zur Erhöhung von Organspendern prüfen lassen wollte. Darunter fällt die
Klärung des Organspenderstatus auf der Versichertenkarte, die Schaffung eines
nationalen Organspenderegisters und die Verbesserung und Finanzierung der
Information bzw. der Ausbildung des Medizinalpersonals. Der Bundesrat hatte das
Postulat zur Annahme empfohlen und der Ständerat folgte dieser Empfehlung. 46

POSTULAT
DATUM: 02.12.2010
LUZIUS MEYER
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Die Frage, ob die Versichertenkarte gleichzeitig als Organspendenausweis verwendet
werden könnte, war Inhalt eines Postulats Graber (cvp, LU), welches Ende Jahr im
Ständerat behandelt wurde. Der Bundesrat soll abklären, ob dies aus rechtlicher,
technischer und finanzieller Hinsicht machbar sei. Dabei wurde die Hoffnung geäussert,
dass dadurch die Bereitschaft zur Organspende steigen könnte. Wenn ein Vermerk auf
der Versichertenkarte möglich wäre, könnten die potentiellen Spender auf das Tragen
eines Spezialausweises verzichten. Der Bundesrat zeigte sich bereit, die gestellten
Fragen im Rahmen der Erfüllung früherer Postulate Gutzwiller (fdp, ZH), Amherd (cvp,
VS) und Laurent Favre (fdp, NE) abzuklären und beantragte die Annahme des Geschäfts.
Dieser Einladung folgte die kleine Kammer. 47

POSTULAT
DATUM: 03.12.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Im März des Berichtsjahres publizierte der Bundesrat die Botschaft zur Änderung des
Transplantationsgesetzes. Mit der Gesetzesrevision wird eine Motion Maury-Pasquier
(sp, GE) (Mo. 08.3519) erfüllt, welche 2008 eingereicht und in der Folge angenommen
worden war. Danach sollen Grenzgängerinnen und Grenzgänger bei der Zuteilung von
Organen den Personen mit Wohnsitz in der Schweiz gleichgestellt werden. Neben der
Aufnahme dieser Forderung in die Gesetzgebung beschloss der Bundesrat, noch
weitere Bestimmungen zu überarbeiten. Diese betreffen den Zeitpunkt der Anfrage an
die nächsten Angehörigen zur Organentnahme bei einem Patienten, regeln die
Zustimmung zu vorbereitenden medizinischen Massnahmen bei Urteilsunfähigkeit der
Spenderin oder des Spenders und sollen die finanzielle Absicherung bei
Lebendspenden verbessern. Die Anpassungen wurden als nötig erachtet, weil sich in
der diesbezüglichen Anwendung bis anhin Probleme und Unsicherheiten ergeben
hatten. Zeitgleich publizierte der Bundesrat den Bericht «Prüfung von Massnahmen zur
Erhöhung der Anzahl verfügbarer Organe zu Transplantationszwecken in der Schweiz».
Er kam damit den Aufträgen aus den Postulaten Gutzwiller (fdp, ZH), Amherd (cvp, VS)
(Mo. 10.3701) und Favre (fdp, NE) (10.3711) nach. Der Bericht zeigt unter anderem, dass
die sogenannte Widerspruchslösung keine Steigerung der Organspenderate garantiert.
Diese Thematik sorgte im Ständerat aufgrund eines Minderheitsantrages während der
Beratung der Änderung des Transplantationsgesetzes für Diskussionsstoff. Anlässlich
einer Organtransplantation kann zwischen zwei Modellen – der Widerspruchs- und der
Zustimmungslösung – unterschieden werden. Bei der Widerspruchslösung muss ein
Spender seinen Willen für oder gegen eine Spende explizit äussern und dies
beispielsweise in einem Widerspruchsregister festhalten. Liegt keine solche
Willensäusserung vor, geht man davon aus, dass ein potentieller Spender eine
Organspende nicht ablehnt. Seine Organe dürfen in diesem Fall für eine Spende
entnommen werden. Die Zustimmungslösung hingegen setzt die explizite Befürwortung
einer Organspende voraus, etwa durch die Willensäusserung auf einem
Spenderausweis. Mit der letzten Revision des Transplantationsgesetzes und der damit
einhergehenden Harmonisierung war die Zustimmungslösung schweizweit eingeführt
worden, wobei die bis zu diesem Zeitpunkt in 17 Kantonen geltende
Widerspruchslösung aufgelöst wurde. Unter der Prämisse der Zustimmungslösung
kommt die Entscheidung bei verunfallten oder sterbenden Personen als potentielle
Organspender den „nächsten Angehörigen“ zu, was einige Politiker in den
entsprechenden Abschiedssituationen als nicht zumutbar erachteten. Eine Minderheit
Gutzwiller (fdp, ZH) regte denn auch an, dass man im Zuge der Gesetzesänderung zur
Widerspruchslösung übergehen solle. Die Kommissionsmehrheit stellte sich jedoch
gegen diesen Antrag. Die Minderheit argumentierte, dass ein grundsätzlicher Wandel
herbeigeführt werden müsse, und plädierte in diesem Sinne für eine solidarische
Grundhaltung: Organspenden müssten, genau wie der Empfang von Spenderorganen,
selbstverständlich werden. Die jetzige Lösung führe dazu, dass die Schere zwischen
benötigten und gespendeten Organen zu gross sei. Um das Problem von zu wenig
verfügbaren Organen zu lösen, könne dies ein Zwischenschritt sein, so die Fürsprecher
des Vorstosses. Das Ratsplenum stimmte jedoch gegen den Minderheitsantrag und
sprach sich mit 24 zu 18 Stimmen für den Status quo, sprich für die Zustimmungslösung
aus. Im Übrigen folgte der Ständerat der Regierungsvorlage und überwies das Geschäft
einstimmig an den Nationalrat, der im Berichtsjahr nicht mehr darüber beriet. Die
kleine Kammer lehnte auch eine vom Nationalrat klar angenommene Motion Favre (fdp,
NE) (Mo. 12.3767) ab, welche die Einführung der Widerspruchslösung verlangt hatte. Das
Thema dürfte damit also noch nicht vom Tisch sein. Der Nationalrat wird das Thema in
seinen Beratungen zum Transplantationsgesetz wieder aufnehmen. Der Bundesrat
nahm – unabhängig vom Bericht – noch im selben Jahr einen Aktionsplan «Mehr Organe
für Transplantationen» in Angriff. Zusammen mit den Kantonen und weiteren Akteuren
will er Schwerpunkte definieren, die es bis 2017 zu realisieren gilt. Ziel ist es, die Anzahl
der Organspenderinnen und -spender von gegenwärtig rund 100 auf 160 pro Jahr zu
erhöhen. Eine erste Massnahme wurde im April mit der Lancierung einer

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.11.2013
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Informationskampagne zum Thema angestossen. 48

Sozialversicherungen

Invalidenversicherung (IV)

Die Konsequenzen einer fehlenden Regelung im Übergang von der IV ins KVG-Regime
wollte Viola Amherd (cvp, VS) mittels eines Postulates klären. Bei Geburtsgebrechen
erlischt die Leistungsflicht der IV mit der Vollendung des 20. Lebensjahres,
anschliessend übernehmen die Krankenversicherungen die Kosten. Nun soll der
Bundesrat abklären, wie häufig es zu solchen Wechseln kommt, ob dies zu Problemen
mit den Krankenkassen führt, welche Krankheiten besonders betroffen sind und welche
finanziellen Konsequenzen für die Betroffenen daraus entstehen. Als Beispiel führte die
Postulantin das Undine-Syndrom an, bei dem sich Krankenkassen in mehreren Fällen
geweigert hätten, die vollen Leistungen zu übernehmen. Um Betroffenen in Zukunft
andere Möglichkeiten als den Rechtsweg mit niedrigen Erfolgschancen und grossem
Kostenrisiko zu ermöglichen, soll dieser Übergang gesetzlich geregelt werden, wofür
eine solche Abklärung nötig ist. 
In seiner Antwort erklärte der Bundesrat, dass die OKP bereits mit der aktuellen
Regelung die zuvor von der IV bezahlten Leistungen vollständig übernehme, sofern die
Voraussetzungen des KVG – insbesondere die Erfordernisse der Wirksamkeit,
Zweckmässigkeit und Wirtschaftlichkeit – erfüllt sind. Diese Frage habe er schon im
Rahmen verschiedener anderer Anträge (Ip. Carobbio Guscetti 14.3992, Mo. Rossini
11.3263, Mo. SGK-NR 09.3977, Mo. Rossini 07.3472) behandelt. Es seien auch bereits
Verbesserungen in die Wege geleitet worden, zumal das Thema im Rahmen des
nationalen Konzepts „Seltene Krankheiten“ behandelt worden sei. Schliesslich sehe die
IV-Revision allgemein eine verbesserte Koordination und Harmonisierung der Invaliden-
und der Krankenversicherung vor. Im Hinblick auf diese Entwicklungen erachte der
Bundesrat die Erstellung eines zusätzlichen Berichtes als nicht notwendig. Ungeachtet
dieser bundesrätlichen Ausführungen nahm der Nationalrat das Postulat in der
Herbstsession 2017 mit 106 zu 85 Stimmen (ohne Enthaltungen) gegen den Willen einer
Mehrheit der SVP- und der FDP-Fraktion an. 49

POSTULAT
DATUM: 29.09.2017
ANJA HEIDELBERGER

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Lors de la session d'été 2017, le Conseil national a refusé par 96 voix contre 89 et 2
abstentions la motion de la députée Amherd (pdc, VS) demandant la création d'un
registre électronique national pour les conventions parentales. Cette mesure irait
dans le sens de la protection de l'enfant, car le registre permettrait aux autorités de
connaître les situations particulières aux familles, pour agir rapidement en toute
connaissance de cause, si besoin. Le Conseil fédéral s'est montré méfiant face à la
proposition de la conseillère PDC, estimant que cela soulevait trop de questions
d'ordre juridique et éthique. Cependant, si l'objet passait la rampe à la chambre du
peuple, il aurait pu être proposé au Conseil des Etats comme mandat d'examen. 50

MOTION
DATUM: 01.06.2017
SOPHIE GUIGNARD

Kinder- und Jugendpolitik

An einer seiner letzten Sitzungen der Wintersession befasste sich der Nationalrat
intensiv mit Kinder- und Jugendfragen sowie den dazu eingereichten Vorstössen. Drei
Motionen beschlugen die Jugendpolitik an und für sich. Amherd (cvp, VS) forderte den
Bundesrat auf, dem Parlament einen Entwurf zu einem Bundesgesetz über die Kinder-
und Jugendförderung sowie den Kinder- und Jugendschutz zu unterbreiten. Der Bund
soll die Möglichkeit erhalten, Handlungsbedarf aufzuzeigen, Anstösse zu geben, eine
Harmonisierung der Massnahmen zu erwirken, Mindeststandards festzulegen und
Unterstützung zu leisten. Dabei sollen die Kompetenzen der Kantone nicht beschnitten,
sondern eingebunden werden. Der Bundesrat verwies auf die Arbeiten zu einer vom
Nationalrat 2001 überwiesenen Motion Janiak (sp, BL) (Mo. 00.3469) für ein
Rahmengesetz zur Kinder- und Jugendpolitik, die vom Ständerat allerdings in ein
Postulat umgewandelt worden war, und beantragte Ablehnung des Vorstosses, doch
wurde dieser mit 95 zu 91 Stimmen angenommen. CVP, GP und SP stimmten praktisch
geschlossen dafür, FDP und SVP ebenso nahezu einhellig dagegen. Eine ähnlich
lautende Motion Galladé (sp, ZH) (Mo. 07.3664) wurde ebenfalls gegen den Willen der

MOTION
DATUM: 19.12.2007
MARIANNE BENTELI
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Regierung mit 105 zu 64 Stimmen an den Ständerat überwiesen; die SVP zeigte sich
erneut ablehnend, die FDP diesmal gespalten. Mit 99 zu 90 Stimmen verworfen wurde
hingegen eine Motion der Zürcher SP-Nationalrätin Fehr (Mo. 07.3759), welche die
bereits mehrmals erhobene Forderung nach der Schaffung eines eigentlichen
Bundesamtes für Kinder- und Jugendpolitik aufnahm. Hier konnte der Bundesrat
glaubhaft darlegen, dass in den letzten Jahren in diesem Bereich Fortschritte erzielt
worden seien, vor allem durch das 2006 im BSV geschaffene Geschäftsfeld "Familie,
Generationen und Gesellschaft", welches die Arbeiten der anderen Departemente bei
dieser Querschnittsaufgabe koordiniert, weshalb ein eigentliches Bundesamt nicht
mehr nötig sei. 51

Im Vorjahr hatte der Nationalrat gegen den Willen des Bundesrates zwei Motionen
(Amherd, cvp, VS und Galladé, sp, ZH) (Mo. 07.3664) angenommen, die ein Bundesgesetz
über die Kinder- und Jugendförderung sowie den Kinder- und Jugendschutz
verlangten. Der Bundesrat hatte vor einem verbindlichen Auftrag die Ergebnisse eines
Berichtes zur Opportunität eines Rahmengesetzes zur Kinder- und Jugendpolitik
abwarten wollen. Dieser war 2001 mit einem Postulat initiiert worden. Da der Bericht
„Strategie für eine schweizerische Kinder- und Jugendpolitik“ mittlerweile vorlag,
präsentierte die Kommission dem Ständerat nun eine modifizierte Version der Motion
Amherd. Ausgehend vom Bericht hatte sich der Bundesrat für eine Revision des
Bundesgesetzes über die Förderung der ausserschulischen Jugendarbeit
ausgesprochen. Mit dieser Revision sollen verschiedene Ziele erreicht werden, nämlich
die Koordination und Harmonisierung der Massnahmen von Bund, Kantonen und
Gemeinden, die Definition der Zusammenarbeit von Bund, Kantonen, Gemeinden und
Partnerorganisationen und – sofern notwendig – die Schliessung von Lücken in
Spezialgesetzen. Im Einverständnis mit der Motionärin schlug die Kommission nun vor,
sich dieser Stossrichtung anzuschliessen, durch Überweisung der Motion aber den
politischen Druck aufrecht zu erhalten. Die Motion Galladé, die primär eine fundierte
Analyse des Ist-Zustands gefordert hatte, beantragte sie hingegen abzulehnen, da sie
vom Bericht erfüllt sei. In beiden Punkten folgte der Ständerat seiner Kommission. 52

MOTION
DATUM: 18.12.2008
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat überwies im Berichtsjahr eine parlamentarische Initiative Amherd (cvp,
VS), welche die Förderung und den Schutz von Kindern und Jugendlichen in der
Bundesverfassung verankern will, sowie eine Motion Amherd (cvp, VS), die ein
Bundesgesetz über die Kinder- und Jugendförderung sowie den Kinder- und
Jugendschutz fordert. Bei der Motion übernahm die grosse Kammer eine abgeänderte
Fassung, die vom Ständerat 2008 verabschiedet worden war. Aufgrund mehrerer
Postulate hatte der Bundesrat damals bereits einen Bericht zur schweizerischen
Kinder- und Jugendpolitik vorgelegt. Mit Einverständnis der Motionärin war im
Ständerat beschlossen worden, sich der Stossrichtung dieses Berichts anzuschliessen,
die Motion aber in modifizierter Form zu überweisen, um dadurch den politischen
Druck aufrechtzuerhalten. 53

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.03.2009
ANDREA MOSIMANN

Der Nationalrat überwies in der Sommersession eine Motion Amherd (cvp, VS) zur
Eindämmung von Kinderprostitution. Mit dem Vorstoss soll der Bundesrat beauftragt
werden, das Übereinkommen des Europarats zum Schutz von Kindern vor sexueller
Ausbeutung und sexuellen Missbräuchen zu unterzeichnen und die notwendigen
gesetzlichen Massnahmen zu treffen, damit die Inanspruchnahme der Prostitution von
Minderjährigen unter Strafe gestellt wird. 54

MOTION
DATUM: 18.06.2010
ANDREA MOSIMANN

Der Ständerat debattierte als Zweitrat im Juni ein Anliegen von Nationalrätin Amherd
(cvp, VS) – die Motion mit der Forderung nach der Unterzeichnung des
Europaratsübereinkommens zum Schutz von Kindern vor sexueller Ausbeutung und
sexuellem Missbrauch. Zudem sollen Freier, welche Dienstleistungen von
minderjährigen Prostituierten in Anspruch nehmen, bestraft werden können. Die
Motion soll damit der Eindämmung der Kinderprostitution dienen. Neben dem
Nationalrat 2010 befürworteten auch der Bundesrat, die Polizei und die Kantone die
Motion. Der Ständerat schloss sich dieser Haltung an und überwies die Motion an den
Bundesrat. Die kleine Kammer verzichtete darauf, zwei Standesinitiativen aus Genf und
Wallis Folge zu geben, die durch die Überweisung der Motion gegenstandslos geworden
waren. 55

MOTION
DATUM: 07.06.2011
ANITA KÄPPELI
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Die Behandlungsfrist der parlamentarischen Initiative Amherd (cvp, VS), die eine
Verfassungsgrundlage für das Bundesgesetz über die Kinder- und Jugendförderung
sowie für den Kinder- und Jugendschutz forderte, wurde im Frühling vom Nationalrat
bis 2013 verlängert. 56

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.12.2011
ANITA KÄPPELI

En 2010, le Conseil national avait accepté une motion Amherd (pdc, VS) « Mieux lutter
contre la prostitution enfantine ». En 2011, le Conseil des Etats avait suivi cet avis. Il
avait traité dans le même temps deux initiatives cantonales émanant du Valais et de
Genève ayant le même objet. Les sénateurs avaient alors refusé de donner suite à ces
initiatives, la motion Amherd acceptée satisfaisant le but des deux initiatives
cantonales. En 2012, le Conseil national a examiné ces deux initiatives cantonales, ainsi
que deux initiatives parlementaires Galladé (ps, ZH) et Barthassat (pdc, GE) ayant le
même objet. A l’inverse du Conseil des Etats, le Conseil national a donné suite aux
quatre initiatives. Cette acceptation massive s’explique par la volonté du Conseil
national de mettre le gouvernement sous pression afin de mettre fin à l’exception
helvétique, puisque la Suisse est le seul pays européen à permettre la prostitution de
mineurs. De retour à la chambre haute, les quatre initiatives ont été refusées afin
d’éviter un travail en parallèle entre le Conseil fédéral et les chambres parlementaires,
la motion Amherd ayant été acceptée en 2011. En juillet, le Conseil fédéral a cependant
proposé au parlement de classer cette motion Amherd. En effet, le Gouvernement a
présenté un message au parlement en vue d’approuver la Convention du Conseil de
l’Europe sur la protection des enfants contre l‘exploitation et les abus sexuels
(convention de Lanzarote). La mise en œuvre de cette convention, qui demande
notamment une modification du code pénal, répondra ainsi aux revendications de la
motion Amherd. Le Conseil des Etats a accepté le projet en y apportant de légères
modifications. Le Conseil national devra également se prononcer sur le sujet. 57

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.09.2012
EMILIA PASQUIER

Un postulat Amherd (pdc, VS) demandant au Conseil fédéral de se pencher sur les
différentes mesures qui permettraient de protéger les enfants des effets des réseaux
sociaux, notamment Facebook, a été transmis. Le Conseil national a soutenu cette
proposition par 103 voix contre 87. 58

ANDERES
DATUM: 14.12.2012
EMILIA PASQUIER

Transmise en 2009 par le Conseil national, l’initiative parlementaire Amherd (pdc, VS) a
connu des avancées législatives. Rappelons que l’initiative demande d’ancrer dans la
Constitution un article qui permettrait à la Confédération de légiférer sur
l’encouragement et la protection des enfants et des jeunes. La politique de l’enfance
et de la jeunesse étant actuellement principalement en main cantonales et
communales, l’initiative impliquerait donc un transfert de compétence. Au cours de
l’année sous revue, l’initiative a tout d’abord fait l’objet d’une demande de
prolongation du délai de traitement. Une prolongation avait déjà été accordée en 2011.
Cependant, cette nouvelle prolongation a été plus discutée. En effet, au nom du
fédéralisme, une minorité de la commission de la science, de l’éducation et de la
culture (CSEC CN) a demandé de refuser cette prolongation. L’argument de la
répartition des compétences n’a pas su charmer les parlementaires qui ont refusé
cette minorité par 100 voix contre 79 et 1 abstention. Quelques mois plus tard, la CSEC
CN a publié son rapport sur l’initiative. La commission propose d’ajouter aux termes
« protection » et « encouragement », la notion de « participation à la vie politique et
sociale » des enfants et des jeunes. Ces propositions ont été rejetées par le Conseil
fédéral. Ce dernier s’oppose à la création d’un nouvel article constitutionnel. Il juge que
les mesures qui ont été prises récemment par la Confédération sont encore en phase
d’application et d’évaluation et qu’il serait prématuré d’envisager un changement de
stratégie. 59

ANDERES
DATUM: 22.03.2013
EMILIA PASQUIER

Sous l’impulsion de la politicienne Viola Amherd (pdc, VS), le Conseil national a accepté
la ratification du troisième protocole facultatif à la Convention de l’ONU relative aux
droits de l’enfant, et ce, malgré les réticences du gouvernement. En effet, le Conseil
fédéral aurait préféré retarder la ratification afin de prendre le temps d’examiner la
compatibilité entre les impératifs de la Convention et le droit suisse. Le Conseil des
Etats se prononcera sur le sujet l’année prochaine. 60

MOTION
DATUM: 19.09.2013
EMILIA PASQUIER
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Le Conseil national a adopté à l'unanimité et sans débat le postulat Fluri (plr, SO):
Protection de l'enfance. Assurer le flux d'informations, être davantage à l'écoute du
client. Le libéral-radical y demandait au Conseil fédéral de fournir un rapport sur les
modalités permettant aux diverses administrations de bénéficier d'informations
actualisées sur l'autorité parentale et les mesure de protection de l'enfant. En effet, il
existe des cas où l'autorité parentale ne relève pas nécessairement des parents de
l'enfant, et ces situations ne sont pas toujours connues des administrations. Dès lors,
des autorisations ou pièces de légitimation peuvent être transmises aux personnes ne
détenant pas l'autorité parentale, ce qui met en danger les enfants concernés. Le
postulat Fluri rejoint la motion Amherd (pdc, VS) qui demande un registre électronique
national pour les conventions parentales. 61

POSTULAT
DATUM: 30.09.2016
SOPHIE GUIGNARD

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Hochschulen

Une motion de Häberli-Koller (pdc, TG), reprise par Amherd (pdc, VS) en 2011, pose la
question du numerus clausus dans les universités suisses. Cette motion considère que
supprimer les numerus clausus permettrait d’accroître la relève suisse. Amherd
considère que le déblocage d’un tel verrou permettrait de former plus de main-
d’œuvre spécialisée en Suisse. En effet, de nombreux domaines comme la santé, la
technique, l’informatique ou encore les sciences naturelles se trouvent aujourd’hui
dans une situation critique. Par exemple, de nombreux médecins-assistants ont obtenu
leur diplôme à l’étranger, or, quelques universités continuent à utiliser le système du
numerus clausus notamment dans les domaines de la santé. Amherd  a parlé d’une
pénurie artificielle de places créée par ce numerus clausus. Elle a ajouté que d’autres
mesures plus adéquates, notamment au niveau de l’organisation et de la structure des
voies de formation, pouvaient garantir la qualité de la formation. Le Conseil fédéral a
quant à lui précisé que de telles mesures relèvaient de la compétence des cantons. En
outre, le gouvernement a tout d’abord expliqué que les mesures qui concernent le
domaine des soins sont définies dans le « Masterplan Formation aux professions de
soins de 2010 à 2015 ». Puis, il a précisé que pour le domaine de la médecine humaine
un rapport commandé à partir d’une motion Fehr (PS, ZH) déposée en 2008 a été
élaboré. Finalement, la situation pour les domaines MINT (mathématiques,
informatique, sciences naturelles et techniques) est complètement différente. Aucun
numerus clausus n’est appliqué à ces filières. Pour conclure, le Conseil fédéral a
précisé que supprimer le numerus clausus n’était pas une solution. Une baisse de la
qualité de la formation se ferait immédiatement ressentir. Nous pouvons d’ailleurs
noter qu’en 2012, de nombreuses universités ont décidé de reconduire ce numerus
clausus. Le gouvernement a donc proposé le rejet de la motion. Si le Conseil national a
accepté cette motion à 110 voix contre 49, le dernier mot est revenu au Conseil des
Etats qui l’a rejetée. 62

MOTION
DATUM: 25.11.2013
GUILLAUME ZUMOFEN

Medien

Radio und Fernsehen

An der Dreikönigstagung des Verbands Schweizer Medien wurde die Forderung eines
Werbeverbots für die SRG geäussert. Dies, um eine weitere Öffnung der Schere
zwischen der schweizerischen Radio- und Fernsehgesellschaft und den privaten
Medienhäusern zu vermeiden. Die Verleger präsentierten sogleich einen Vorschlag, wie
ein alternatives Finanzierungsmodell aussehen könnte: Analog zum britischen Beispiel
wäre dies ein duales Modell, welches Gebührengelder lediglich für die öffentlich-
rechtliche Anstalt vorsehen würde, während im Gegenzug alle Werbegelder an die
privaten Anbieter gingen. In diesem Vorschlag schwang ebenfalls die bereits von
verschiedenster Seite geäusserte Kritik mit, die SRG und ihr ausgebautes Angebot
entwickelten sich immer mehr zur Konkurrenz für private Kanäle. Viola Amherd (cvp,
VS), äusserte sich als Präsidentin der KVF-NR auf Anfrage der Medien kritisch gegenüber
dem Vorschlag und stellte in Frage, ob der Service public mit Verzicht auf
Werbeeinnahmen noch finanziert werden könne. Ferner müsse im Gegensatz zu
Grossbritannien der Service public in der Schweiz in vier Sprachen sichergestellt
werden. Die SRG befürchtete darüber hinaus den Abfluss von Werbegeldern ins
Ausland. 63
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Neue Medien

Mit einer Motion verlangte Viola Amherd (cvp, VS) die Schaffung eines freiwilligen
Qualitätslabels für kinder- und jugendgerechte Websites sowie die Verbreitung eines
solchen Labels im internationalen Umfeld. Damit sollen aktuell bestehende
gesetzgeberische Lücken im Bereich Social Media, Datenschutz und Urheberrecht
geschlossen werden. In seiner Antwort vertrat der Bundesrat ebenfalls die Ansicht, die
aktuellen Jugendschutzmassnahmen seien nicht ausreichend und müssten verstärkt
werden. Bevor der Bund hier tätig werde, seien jedoch die Ergebnisse der laufenden
Arbeiten im Rahmen des 2010 gestarteten Nationalen Programms für
Jugendmedienschutz und Medienkompetenzen sowie die Resultate des in Erfüllung
eines 2011 überwiesenen Postulats zu erstellenden Berichts abzuwarten. Aus diesen
Gründen hatte der Bundesrat im Vorjahr die Ablehnung der Motion beantragt. Der
Nationalrat entschied im Herbst des Berichtsjahres allerdings anders und überwies das
Anliegen unter Opposition der FDP und der SVP zur Beratung an den Ständerat. 64

MOTION
DATUM: 26.09.2013
MARLÈNE GERBER

Im Oktober präsentierte die Landesregierung einen in Erfüllung eines Postulats Amherd
(cvp, VS) erstellten Bericht zur Rechtslage in Bezug auf Social Media in der Schweiz. Der
Bericht ortet keine namhaften gesetzgeberischen Lücken im schweizerischen Recht,
die gar die Schaffung eines eigenen Spezialgesetzes erfordern würden. Bei umsichtiger
Anwendung der bestehenden, oftmals allgemein gehaltenen Bestimmungen wie
beispielsweise derjenigen im Datenschutzgesetz sowie im Straf- und Zivilgesetzbuch
könnten die meisten Herausforderungen von Netzwerkplattformen gemeistert werden.
Erschwert würde die Durchsetzung bestehender Regelungen jedoch durch den
internationalen und teils anonymen Charakter der Kommunikation über Social Media
Kanäle. Gesetzlichen Anpassungsbedarf prüfen will der Bundesrat etwa für einzelne
Aspekte in den Bereichen Daten- und Jugendmedienschutz sowie in der Frage zur
zivilrechtlichen Verantwortlichkeit von Internet-Dienstleistern. Diesbezüglich reagierte
die Regierung auf ein Urteil des Bundesgerichts vom Februar, das die Tageszeitung
„Tribune de Genève“ (TdG) für persönlichkeitsverletzende Beiträge in einem auf der
Homepage der Zeitung abrufbaren Blog verantwortlich gemacht hatte. Auf der
Internetseite des Tagblattes ist jedermann berechtigt, einen Blog zu führen. Diese
Rechte hatte auch Eric Stauffer, Präsident des populistischen Mouvement citoyens
genevois (MCG), wahrgenommen und in einem seiner Beiträge den ehemaligen Direktor
der Genfer Kantonalbank attackiert. Die höchste richterliche Instanz der Schweiz war
zum Schluss gekommen, dass die TdG mittels zur Verfügung stellen der Plattform zur
Persönlichkeitsverletzung beigetragen habe und laut geltendem Recht zur
Verantwortung zu ziehen sei. 65

BERICHT
DATUM: 09.10.2013
MARLÈNE GERBER

Auf Anraten ihrer einstimmigen Kommissionen für Wissenschaft, Bildung und Kultur
(WBK-NR, WBK-SR) sistierten die Räte im Berichtsjahr eine Motion Amherd (cvp, VS) zur
Einführung fakultativer Qualitätslabels für kinder- und jugendgerechte Websites. Man
sei in diesem Bereich nicht untätig geblieben: Die ständerätliche
Kommissionssprecherin Géraldine Savary (sp, VD) verwies auf das im Folgejahr
auslaufende Programm "Jugend und Medien", auf verschiedene in der Zwischenzeit
deponierte Motionen, die den Bundesrat in diesem Bereich zum Handeln auffordern,
sowie auf von der Zivilgesellschaft initiierte Aufklärungsarbeiten. 66

MOTION
DATUM: 20.03.2014
MARLÈNE GERBER

In der Wintersession 2015 lehnte der Ständerat die im Vorjahr sistierte Motion Amherd
(cvp, VS) zur Möglichkeit der Einführung von Qualitätslabels für kinder- und
jugendgerechte Websites entgegen dem Beschluss des Nationalrates ab. Dabei stützte
er sich auf die einstimmige Empfehlung seiner zuständigen Kommission (WBK-SR),
welche die Massnahme der Qualitätslabels in ihrem Bericht als nicht zielführend oder
gar kontraproduktiv bezeichnete, da der Anreiz zum Besuch von als sicher deklarierten
Seiten gerade für die entdeckungsfreudige Jugend eher gering sei. Nach wie vor
erkennt die Kommission jedoch Regulierungsbedarf zur Gewährleistung einer
altersgerechten Mediennutzung, will jedoch vorerst bereits in die Wege geleitete
Schritte des Bundesrates abwarten. Neue Massnahmen sollen im Rahmen der
anstehenden Revision des Fernmeldegesetzes verankert werden. 67
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DATUM: 03.12.2015
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Keine Folge gewährten die WBK-NR und der Nationalrat einer parlamentarischen
Initiative Amherd (cvp, VS), die den Bund mit der Schaffung eines
Medienkompetenzzentrums für Kinder und Jugendliche beauftragen wollte. Um ihrer
Forderung Nachdruck zu verleihen, berief sich die CVP-Nationalrätin auf den in
Erfüllung einer Motion Bischofberger (cvp, AI) erarbeiteten Bericht "Jugend und
Medien" worin der gegenwärtige Kinder- und Jugendmedienschutz als unzureichend
und zerstückelt eingestuft wurde, weswegen an der Studie beteiligte Experten die
Schaffung einer nationalen Koordinationsstelle empfahlen. Eine knappe Mehrheit der
zuständigen nationalrätlichen Kommission war hingegen der Ansicht, dass der Bund in
jüngster Zeit bereits einige Bestrebungen unternommen habe, um den Kinder- und
Jugendmedienschutz zu verbessern, so befinde sich etwa ein Aussprachepapier mit der
Film- und Computerspielbranche in Ausarbeitung und eine entsprechende Revision des
Fernmeldegesetzes sei angedacht. Der Nationalrat folgte dieser Empfehlung in der
Maisession 2017, wobei sich SVP, FDP, GLP und BDP bei beidseitiger, maximaler
Fraktionsgeschlossenheit mit 100 zu 72 Stimmen gegen einen Minderheitsantrag von
Seiten der CVP, SP und der Grünen durchsetzte. 68

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.05.2017
MARLÈNE GERBER

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Im Spätjahr trat eine Findungskommission unter der Leitung von Peter Bieri (ZG) in
Aktion, um einen Nachfolger für den Ende Berichtjahr zurücktretenden
Fraktionspräsident Urs Schwaller zu suchen. Schwaller hatte bereits 2012 angekündigt,
das Amt nicht mehr weiterführen zu wollen. Der ehemalige Freiburger Finanzdirektor
Schwaller, 2003 in den Ständerat gewählt, war seit Dezember 2007 Präsident der
Bundeshausfraktion. Lange wurden keine Namen von potentiellen Nachfolgern genannt.
Bekannt wurde lediglich, dass sich einige von der Presse als Kronfavoriten gehandelte
Parlamentarier selber aus dem Spiel nahmen, so etwa Gerhard Pfister (ZG), Elisabeth
Schneider-Schneiter (BL) oder Viola Amherd (VS). Es wurde zudem gemutmasst, dass
sich einige CVP-Schwergewichte – kolportiert wurden etwa auch die Namen Pirmin
Bischof (SO) oder Konrad Graber (LU) – nicht zur Verfügung stellten, weil sie sich die
Chance für mögliche Bundesratsweihen nicht verbauen lassen wollten, wurde doch
gemunkelt, dass sich die amtierende Bundesrätin Doris Leuthard nach Ende der
Legislatur eine neue Herausforderung suchen könnte. In die Offensive wagte sich Mitte
Dezember schliesslich Filippo Lombardi (TI), der sich als einziger Kandidat für ein
Hearing des KMU-Klubs, also des Wirtschaftsflügels der CVP-Fraktion, anmeldete.
Lombardi war zwar in der Vergangenheit vor allem wegen Strassenverkehrsdelikten
aufgefallen, konnte sich im Berichtsjahr als Ständeratspräsident aber rehabilitieren.
Zudem durfte er auch aufgrund seiner perfekten Dreisprachigkeit auf einigen Zuspruch
in der Fraktion hoffen. Die Fraktion wollte sich im Januar 2014 an ihrer Fraktionsklausur
entscheiden. 69

PARTEICHRONIK
DATUM: 13.12.2013
MARC BÜHLMANN

Was sich bezüglich des neu zu besetzenden CVP-Fraktionspräsidiums bereits 2013
abgezeichnet hatte, wurde Anfang Januar 2014 vollzogen: Der Tessiner Ständerat Filippo
Lombardi (cvp, TI) wurde zum neuen Fraktionspräsidenten gewählt. Lombardi war der
einzige, der für das Amt kandidiert hatte und damit die Nachfolge des scheidenden Urs
Schwaller (cvp, FR) antrat. Letzterer wurde an der Delegiertenversammlung in Bern im
Januar mit grossem Lob verabschiedet. Schwaller verhehlte zwar nicht, dass er gerne
eine breitere Auswahl gehabt hätte, die Aufgabe sei aber mit einem sehr hohen
Zeitaufwand verbunden. Tatsächlich war Lombardi nicht der Wunschkandidat, haftete
ihm doch nach wie vor das Stigma eines Verkehrssünders an – 2005 hatte er unter
Alkoholeinfluss einen Verkehrsunfall verursacht. Weil er aber in der Zwischenzeit zwei
Mal von der Tessiner Wahlbevölkerung wiedergewählt worden war, als
Ständeratspräsident eine gute Figur gemacht hatte, die lateinischsprechenden CVP-
Abgeordneten und die KMU-Vertreter hinter sich wusste, und vor allem weil sich kein
anderer Kandidat gefunden hatte, wurde er Mitte Januar in Flüeli-Ranft mit 33 zu 8
Stimmen (vier leer und vier Diverse) gewählt. In der Presse wurde gemutmasst, dass sich
der neue Fraktionspräsident, dem auch schon eine gewisse Dossierfaulheit
vorgeworfen wurde, dank seiner Leutseligkeit und seinem professionellen Umgang mit
den Medien für die anstehenden nationalen Wahlen durchaus auch als Trumpf erweisen
könnte – umso mehr, als dass Parteipräsident Christophe Darbellay aufgrund einer

ANDERES
DATUM: 12.01.2014
MARC BÜHLMANN
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Amtszeitbeschränkung nicht mehr für die nationalen Wahlen antreten darf.
Vizepräsidentin blieb weiterhin Nationalrätin Viola Amherd (cvp, VS). Ende März wurde
zudem Daniel Fässler (cvp, AI) neu in den Fraktionsvorstand gewählt. 70

An ihrer ersten Tagung in der 50. Legislatur Ende November 2015 bestätigte die neu
zusammengesetzte CVP-Fraktion – fünf Nationalräte und vier Ständeräte waren nach
den eidgenössischen Wahlen neu dabei – das Fraktionspräsidium der CVP. Sowohl
Filippo Lombardi (TI) als Präsident als auch Viola Amherd (VS) als Vizepräsidentin
wurden einstimmig gewählt. 
Der restliche Fraktionsvorstand wurde zu Beginn der Wintersession 2015 konstituiert.
Als Ersatz für den vor den Wahlen zurückgetretenen Peter Bieri (ZG) wurde Stefan
Engler (GR) gewählt. Die restlichen Mitglieder – Pirmin Bischof (SO), Jean-Paul
Gschwind (JU), Daniel Fässler (AI), Ruth Humbel (AG), Elisabeth Schneider-Schneiter (BL)
und Brigitte Häberli-Koller (TG) – wurden allesamt bestätigt. Von Amtes wegen gehörte
auch Parteipräsident Christoph Darbellay (VS) dem Vorstand an, obwohl er, der nicht
mehr zu den Wahlen 2015 angetreten war, gar nicht mehr im Parlament vertreten war.
In der CVP-Fraktion Unterschlupf finden auch die beiden EVP-Nationalrätinnen,
weshalb auch Marianne Streiff (evp, BE) dem Fraktionsvorstand angehörte. 71

PARTEICHRONIK
DATUM: 08.12.2015
MARC BÜHLMANN

Nach der schon Ende 2013 gemachten Ankündigung von Christophe Darbellay (cvp, VS),
per Ende Legislatur sowohl von seinem Amt als Nationalrat als auch als CVP-Präsident
zurückzutreten, tat sich parteiintern lange Zeit nicht viel hinsichtlich Nachfolge für das
CVP-Präsidium. Die Medien vermuteten Anfang 2015, dass Darbellay wohl noch ein Jahr
anhängen werde, weil die Neubesetzung bisher so harzig verlaufen sei. Als dieser
allerdings öffentlich verneinte, weil er sich ganz auf seine Kandidatur für die Walliser
Kantonsregierung 2017 konzentrieren wolle, und innerhalb der CVP auf einen Plan für
die Wachablösung gedrängt wurde, fing das Kandidatenkarussell dann doch langsam an
zu drehen. Freilich sagten zuerst zahlreiche potenzielle Kandidierende ab: Stefan
Müller-Altermatt (cvp, SO) und Martin Candinas (cvp, GR) gaben berufliche und familiäre
Gründe an, die gegen eine Präsidentschaft sprächen, und auch Elisabeth Schneider-
Schneiter (cvp, BL) und Viola Amherd (cvp, VS) wollten sich nicht zur Verfügung stellen.
Als Kronfavoriten wurden in der Presse Pirmin Bischof (cvp, SO), Filippo Lombardi (cvp,
TI) und Gerhard Pfister (cvp, ZG) gehandelt. Lange hielten sich aber auch diese drei
bedeckt bezüglich der Frage, ob sie überhaupt Ambitionen auf das Amt hegten. Dies
führte in den Medien zu zahlreichen Spekulationen. Pfister wolle eine Art Philipp Müller
(fdp, AG) der CVP werden und diese auf eine härtere Rechtsposition führen, während
Lombardi Ambitionen habe, einst Doris Leuthard zu beerben, kommentierte etwa die
Aargauer Zeitung das lange Schweigen. Für beides dürfe man sich nicht zu früh in
Stellung bringen. Die NZZ forderte hingegen «Ordnung für den Hühnerhaufen»: Der
neue Präsident werde eine entscheidende Rolle bei der Neuausrichtung der Partei
spielen, die momentan in ganz verschiedene Richtungen strebe. 
Mitte Dezember 2015 gab die CVP dann bekannt, eine Findungskommission bestehend
aus Konrad Graber (cvp, LU), Filippo Lombardi, Viola Amherd, Marco Romano (cvp, TI)
sowie Christophe Darbellay einzusetzen, die bis im Frühling mögliche Kandidierende
präsentieren wolle. Bis Mitte Februar 2016 konnten Bewerbungen eingereicht werden.
Schon kurz vor dieser Ankündigung wurde durch eine Indiskretion bekannt, dass sich
Gerhard Pfister zur Verfügung stellen wollte. Er habe seine Kandidatur eigentlich erst im
Januar 2016 ankündigen wollen, so Pfister. In den Medien wurde der Zuger als
konservativer Politiker beschrieben, der am rechten Rand der Partei politisiere. Dies
käme vor allem der SVP zupass, urteilte etwa der Tages-Anzeiger. Neben Pfister meldete
niemand weiteres Ambitionen an und Mitte Februar verkündete die
Findungskommission, dass sich insgesamt 13 Personen für das CVP-Präsidium
beworben hätten, darunter «eine für das Amt des Präsidenten». 
Ohne Konkurrenz wurde Gerhard Pfister schliesslich an der Delegiertenversammlung
Ende April 2016 in Winterthur mit 340 von 376 Stimmen zum neuen Parteipräsidenten
gekürt. Der ehemalige Zuger Kantonsrat (1998-2003) und seit 2003 im Nationalrat
sitzende Pfister versprach, alles zu tun, was der CVP Erfolg bringe. Der nach 10-jähriger
Amtszeit scheidende Präsident Christophe Darbellay wurde mit Applaus verabschiedet,
der lauf Sonntags-Blick «eine Minute und 14 Sekunden» dauerte. 
Ins erweiterte Präsidium wurden zudem Yannick Buttet (cvp, VS) und Ida Glanzmann-
Hunkeler (cvp, LU) als Vizepräsident und Vizepräsidentin sowie die weiteren nationalen
Parlamentsmitglieder Pirmin Bischof, Martin Candinas, Stefan Müller-Altermatt,
Elisabeth Schneider-Schneiter und Anne Seydoux-Christe (cvp, JU) und kantonalen
Vertretungen Marianne Binder-Keller (AG, cvp) und Tino Schneider (GR, cvp) gewählt.
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Als Fraktionspräsident gehörte auch Filippo Lombardi von Amtes wegen dem Präsidium
an. 72
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